
STAATSSEKRETAR FÜR KIRCHENFRAGEN

Johannes Scholz

Staatssekretär für Kirchenfragen

Diıe Bezeichnung ist bereits FProgramm
k Es wurde nıc „Staatlıches Amt für Kirchenfragen“ auch nıc
„Staatssekretarıat für <r . sondern i Staatssekretär für Kirchen-
fragen (weıiter genannt.
Außerdem ist der ıtel Staatssekretär missverständlich Das Kessort, oder
anders gesagl, der Staatssekretär War keinem Mınısterium unterstellt, WwIE

gewöhnlıch auf Grund des Tıtels erwarten SCWESCH waäare
Die Tendenz des Poli:tbürobeschlusses Wäar unverkennbar. Einerseits

sollte die Regierungsinstanz möglıchst leıin gehalten werden. nde-
rerseıits sollte S1IE ihrer Bezeichnung nach UTr punktuell als rgan der Ke-
gierung erscheıinen. indem SIiE sıch 1Ur in einer Person manifestierte.“

Der Staatssekretär für Kırchenfragen hatte einen eigenen Sıtz im Minıt1-
terrat und den ang eiınes Minıisters, aber Nnıc den ıte Die SED
wollte auf keıiınen Fall dıe Relıgion uUurc eın irchenministerium auf-
N, sondern diese Instanz sollte gerade eın Instrument der SE se1In,
wodurch der Einfluß der Kırchen zurückgedrängt und der Einfluß auf die
Kırchen verstärkt werden sollte

Der StK{f. am für sein Handeln VO Politbüro der SE D VOTSC-
gebene Richtlinien, eine Sachgruppe s]ıe Jeweıls erarDbeitefte
Der StKf. wWwar dem Vorsitzenden des Ministerrates unterste Für den
„Apparat des sollte auch keın „Statut”“, sondern Aur eiıne VO

Mınisterpräsidenten später VO Staatsratsvorsitzenden bestätigende
„Arbeitsordnung‘“‘ geben

So blıeben die Theologıischen Fakultäten auch weıterhıin dem
Staatssekretär für Hochschulwesen unterstellt. uch hatte der StKf. keıine
Weisungsbefugnis und Kontrolle über dıe iıchen Funktionäre für Kır-
chenfragen (weıter K sondern hierfür Wr alleın der Staatssekretär für
örtliıche RKäte im M iınisterium des nneren verantwortlich In den Bezirken

Leich. Werner: Wechselnde Horizonte. R _ Brockhaus erlag, up 1992, 112
Mau. Rudolf Eingebunden in den Realsozjalısmus? 5Sammlung Vandenhoeck, 1994,
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und Kreisen ollten also dıe Miıtarbeıiıter für eben NUur den dortigen
SED-Sekretären, aber NnıIC zugleıc auch dem StKf. unterste se1In. Der
StKf. konnte NUur beraten und informieren.

SO 1e der StKf. in seiıner Tätigkeıit fest das der SEI)
gebunden. Fr wurde ZwWarTr den Beratungen der „Arbeitsgruppe Kırchen-
fragen“, dıe der Leitung eines Miıtglıeds des der SED (z Paul
Wandel) stand, hinzugezogen, WT aber nıcht selbst deren ıtglied. Die
„Arbeıitsgruppe“ ungierte bIıs zu Ende des D-Regimes als eisungs-

der SED für den gesamten Bereich der Kirchenpolitik.” Bıs in die
Kreisleitungen der SE.D hineln hatte dıe Parte1ı ihre Funktionäre für
neben den Funktionären für Kr (dıe ohl ausnahmslos ebenfalls der SED
angehörten) im Rat der Kreıise und Bezirke

Die bıs Außersten minimierte ellung des St  Z innerhalb
des Machtgefüges der DDR-Strukturen
Soweit dıe Wırksamkeit des StKf. nach außen erkennbar wurde, sollte S1e
sıgnalısıeren, wIie sehr dıe Kirchenfragen für den SE.D-Staat eine aCcC
„„am an sel och zugleich bot dieses Amt auch dıe Gewähr dafür,
daß ın dıesem keineswegs unwichtigen, sondern, höchst empfindlıchen
Bereich der DDR-  ealıtäten dıe SED dıe Dıinge unmıiıttelbar in der and
behielt.*

Wer kırchlicherseits mıt dem StKf. persönlıch der mıt einem seiner
ı1tarbexıner sprechen hatte, begegnete nıcht einem kompetenten, [CS-
sortverantwortlichen Vertreter der eglerung, sondern einem und
VOonNn Fall Fall weiısungsgebundenen „Parlamentär“.5 Als eın eıspie
soll der Antrag des ST  -Vorstandes auf dıe Genehmigung einer Gemeiın-
schaftszeıtung dienen:

Nachdem Jahrelanges Bemühen über den StKf. keinem Ergebnis g-
führt hatte, reaglierte dıe Gemeinschaftsleitung ach der erneuten
NunNng im Jullı 9/9 Am schriebh der Präsıdent Böttcher® und
informierte den StiKf über dıe eingeleıteten Vorstoß eım Miınıisterrat

Mau.
Mau.
Mau. 81 Der Amtsträger für dıe Kırchenfragen hatte also innerhalb der schon

bestehenden T  „Machtstrukturen nıchts melden. Wenn „Frragen der Kırchenpoli-
tık‘ behandelt werden. soll ann der eNnNnOSsse Eggerath eingeladen werden  .. /PA
2/14/60 158-160 Stellungnahme der /K-Abteılung Staats- und Rechtsfragen VO
4.2.1958
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STAATSSEKRETAR FÜR KIRCHENFRAGE

Sechr geehrter Herr Staatssekretär!
Während der letzten SIIZUNG des Hauptvorstandes der Gemeinschaft
der Siebenten-Tags-Adventisten IN der DDR habe ich uUuNnserem Lei-
fungsgremium die Ablehnung des Presseamtes auf UNSeren n  ag ZUr

Herausgabe eINeSs (jemeindeblattes vorlegen MUSSeCN.
Von den Mitgliedern des Hauptvorstandes wurde ich eauftragt, mich
IN einem Schreiben den Vorsitzenden des Ministerrates, Herrn
OPDPN, wenden, UM ihm nliegen nochmals IN er Dringlich-
eılt unterbreiten. Die ndäheren FEinzelheiten ersehen SIe uUuUSs dem
beigefügten DurchschlagSTAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  „Sehr geehrter Herr Staatssekretär!  Während der letzten Sitzung des Hauptvorstandes der Gemeinschaft  der Siebenten-Tags-Adventisten in der DDR habe ich unserem Lei-  tungsgremium die Ablehnung des Presseamtes auf unseren Antrag zur  Herausgabe eines Gemeindeblattes vorlegen müssen.  Von den Mitgliedern des Hauptvorstandes wurde ich beauftragt, mich  in einem Schreiben an den Vorsitzenden des Ministerrates, Herrn W.  Stoph, zu wenden, um ihm unser Anliegen nochmals in aller Dringlich-  keit zu unterbreiten. Die näheren Einzelheiten ersehen Sie aus dem  beigefügten Durchschlag ...“  In einer Aktennotiz des StKf. Seigewasser vom 16.08.1979 kann man  hinter „die Kulissen“ schauen”, wie es schließlich doch zu einer Genehmi-  gung kam, nachdem der Präsident der Gemeinschaft der STA in der DDR  sich nach erneuter Ablehnung nochmals an Willi Stoph gewandt hatte:  „ ... Deshalb führte ich (Seigewasser) am 14.8.1979 ein Gespräch mit  dem Leiter des Presseamtes, Genossen Blecha. Ich legte dabei meinen  Standpunkt dar, da man aus kirchenpolitischen Gründen einem sol-  chen Antrag entsprechen sollte. Ich befürworte also aus kirchenpoliti-  schen Gründen diesen Antrag.  Genosse Blecha legte seinerseits dar: Es gibt in der DDR zur Zeit  31 Kirchenzeitungen. Er sei an eine prinzipielle Festlegung gehalten,  den Sektor der Kirchenliteratur nicht auszuweiten. Da man dieses Ar-  gument nicht in der Auseinandersetzung verwenden kann, bleibt nur  als Begründung für die Ablehnung des Antrags nur der Hinweis auf die  angestrengte Papiersituation ... ‘  Es werden weitere Argumente behandelt wie z. B., daß andere Kirchen  nachhaken könnten, u.a. führt Seigewasser dann weiter aus:  „ ... Ich mache trotz dieser Argumente deutlich, daß aus kirchenpoliti-  schen Gründen der Antrag befürwortet werden sollte, daß also nun-  mehr eine politische Entscheidung erforderlich ist.  Mit Genossen Blecha wurde vereinbart, daß er diesen Sachverhalt dem  Leiter der Arbeitsgruppe Kirchenfragen vorträgt mit der Bitte, gegebe-  nenfalls eine Entscheidung durch den zuständigen Sekretär herbeizu-  führen.  Verteiler: Staatssekretär Seigewasser  Gen. Bellmann z.d.A. (AL 1)‘  7  StKf.: BAP, Bestandssignatur 0-4.448: Aktennotiz vom 16.08.1979.  261+&

In eıner Aktennaotiz des StKf. Seigewasser VO ann IMnan
hınter „„die Kulissen“ schauen‘, WIE SC  1eßlich doch eiıner Genehmıi-
Sung kam. nacC  em der Präsident der Gemeninschaft der SIA in der DDR
sıch nach Ablehnung nochmals Wiıllı op gewandt hatte

) *STAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  „Sehr geehrter Herr Staatssekretär!  Während der letzten Sitzung des Hauptvorstandes der Gemeinschaft  der Siebenten-Tags-Adventisten in der DDR habe ich unserem Lei-  tungsgremium die Ablehnung des Presseamtes auf unseren Antrag zur  Herausgabe eines Gemeindeblattes vorlegen müssen.  Von den Mitgliedern des Hauptvorstandes wurde ich beauftragt, mich  in einem Schreiben an den Vorsitzenden des Ministerrates, Herrn W.  Stoph, zu wenden, um ihm unser Anliegen nochmals in aller Dringlich-  keit zu unterbreiten. Die näheren Einzelheiten ersehen Sie aus dem  beigefügten Durchschlag ...“  In einer Aktennotiz des StKf. Seigewasser vom 16.08.1979 kann man  hinter „die Kulissen“ schauen”, wie es schließlich doch zu einer Genehmi-  gung kam, nachdem der Präsident der Gemeinschaft der STA in der DDR  sich nach erneuter Ablehnung nochmals an Willi Stoph gewandt hatte:  „ ... Deshalb führte ich (Seigewasser) am 14.8.1979 ein Gespräch mit  dem Leiter des Presseamtes, Genossen Blecha. Ich legte dabei meinen  Standpunkt dar, da man aus kirchenpolitischen Gründen einem sol-  chen Antrag entsprechen sollte. Ich befürworte also aus kirchenpoliti-  schen Gründen diesen Antrag.  Genosse Blecha legte seinerseits dar: Es gibt in der DDR zur Zeit  31 Kirchenzeitungen. Er sei an eine prinzipielle Festlegung gehalten,  den Sektor der Kirchenliteratur nicht auszuweiten. Da man dieses Ar-  gument nicht in der Auseinandersetzung verwenden kann, bleibt nur  als Begründung für die Ablehnung des Antrags nur der Hinweis auf die  angestrengte Papiersituation ... ‘  Es werden weitere Argumente behandelt wie z. B., daß andere Kirchen  nachhaken könnten, u.a. führt Seigewasser dann weiter aus:  „ ... Ich mache trotz dieser Argumente deutlich, daß aus kirchenpoliti-  schen Gründen der Antrag befürwortet werden sollte, daß also nun-  mehr eine politische Entscheidung erforderlich ist.  Mit Genossen Blecha wurde vereinbart, daß er diesen Sachverhalt dem  Leiter der Arbeitsgruppe Kirchenfragen vorträgt mit der Bitte, gegebe-  nenfalls eine Entscheidung durch den zuständigen Sekretär herbeizu-  führen.  Verteiler: Staatssekretär Seigewasser  Gen. Bellmann z.d.A. (AL 1)‘  7  StKf.: BAP, Bestandssignatur 0-4.448: Aktennotiz vom 16.08.1979.  261Deshalb führte ich (Seigewasser, 4851979 ein Gespräch mıt
dem Leiter des Presseamtes, (JenOssenNn Blecha Ich legte dabei meinen
Standpunkt dar. da IMAUan U4UusSs kirchenpolitischen Gründen einem sol-
chen Antrag entsprechen sollte Ich befürworte ISO UMUSs kirchenpoliti-
schen (Giründen diesen Antrag.
(JenOsse Blecha legte seinerselts dar. Es Z2ibt IN der DDR ZUFr eıl
37 Kirchenzeitungen. Er ser eine prinzipielle Festlegung gehalten,
den Sektor der Kirchenliteratur nicht Aauszuwelten. Da MNan dieses Ar-

nicht IN der Auseinandersetzung verwenden kann, hleibht ”Nur

als Begründung für dıe Ablehnung des Antrags Aur der INWeIS auf die
angestrengtle PapiersituationSTAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  „Sehr geehrter Herr Staatssekretär!  Während der letzten Sitzung des Hauptvorstandes der Gemeinschaft  der Siebenten-Tags-Adventisten in der DDR habe ich unserem Lei-  tungsgremium die Ablehnung des Presseamtes auf unseren Antrag zur  Herausgabe eines Gemeindeblattes vorlegen müssen.  Von den Mitgliedern des Hauptvorstandes wurde ich beauftragt, mich  in einem Schreiben an den Vorsitzenden des Ministerrates, Herrn W.  Stoph, zu wenden, um ihm unser Anliegen nochmals in aller Dringlich-  keit zu unterbreiten. Die näheren Einzelheiten ersehen Sie aus dem  beigefügten Durchschlag ...“  In einer Aktennotiz des StKf. Seigewasser vom 16.08.1979 kann man  hinter „die Kulissen“ schauen”, wie es schließlich doch zu einer Genehmi-  gung kam, nachdem der Präsident der Gemeinschaft der STA in der DDR  sich nach erneuter Ablehnung nochmals an Willi Stoph gewandt hatte:  „ ... Deshalb führte ich (Seigewasser) am 14.8.1979 ein Gespräch mit  dem Leiter des Presseamtes, Genossen Blecha. Ich legte dabei meinen  Standpunkt dar, da man aus kirchenpolitischen Gründen einem sol-  chen Antrag entsprechen sollte. Ich befürworte also aus kirchenpoliti-  schen Gründen diesen Antrag.  Genosse Blecha legte seinerseits dar: Es gibt in der DDR zur Zeit  31 Kirchenzeitungen. Er sei an eine prinzipielle Festlegung gehalten,  den Sektor der Kirchenliteratur nicht auszuweiten. Da man dieses Ar-  gument nicht in der Auseinandersetzung verwenden kann, bleibt nur  als Begründung für die Ablehnung des Antrags nur der Hinweis auf die  angestrengte Papiersituation ... ‘  Es werden weitere Argumente behandelt wie z. B., daß andere Kirchen  nachhaken könnten, u.a. führt Seigewasser dann weiter aus:  „ ... Ich mache trotz dieser Argumente deutlich, daß aus kirchenpoliti-  schen Gründen der Antrag befürwortet werden sollte, daß also nun-  mehr eine politische Entscheidung erforderlich ist.  Mit Genossen Blecha wurde vereinbart, daß er diesen Sachverhalt dem  Leiter der Arbeitsgruppe Kirchenfragen vorträgt mit der Bitte, gegebe-  nenfalls eine Entscheidung durch den zuständigen Sekretär herbeizu-  führen.  Verteiler: Staatssekretär Seigewasser  Gen. Bellmann z.d.A. (AL 1)‘  7  StKf.: BAP, Bestandssignatur 0-4.448: Aktennotiz vom 16.08.1979.  261ESs werden weiıtere Argumente behandelt wIeE B., daß andere Kırchen

nachhaken könnten. führt Seigewasser dann weiıter au  N

?9STAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  „Sehr geehrter Herr Staatssekretär!  Während der letzten Sitzung des Hauptvorstandes der Gemeinschaft  der Siebenten-Tags-Adventisten in der DDR habe ich unserem Lei-  tungsgremium die Ablehnung des Presseamtes auf unseren Antrag zur  Herausgabe eines Gemeindeblattes vorlegen müssen.  Von den Mitgliedern des Hauptvorstandes wurde ich beauftragt, mich  in einem Schreiben an den Vorsitzenden des Ministerrates, Herrn W.  Stoph, zu wenden, um ihm unser Anliegen nochmals in aller Dringlich-  keit zu unterbreiten. Die näheren Einzelheiten ersehen Sie aus dem  beigefügten Durchschlag ...“  In einer Aktennotiz des StKf. Seigewasser vom 16.08.1979 kann man  hinter „die Kulissen“ schauen”, wie es schließlich doch zu einer Genehmi-  gung kam, nachdem der Präsident der Gemeinschaft der STA in der DDR  sich nach erneuter Ablehnung nochmals an Willi Stoph gewandt hatte:  „ ... Deshalb führte ich (Seigewasser) am 14.8.1979 ein Gespräch mit  dem Leiter des Presseamtes, Genossen Blecha. Ich legte dabei meinen  Standpunkt dar, da man aus kirchenpolitischen Gründen einem sol-  chen Antrag entsprechen sollte. Ich befürworte also aus kirchenpoliti-  schen Gründen diesen Antrag.  Genosse Blecha legte seinerseits dar: Es gibt in der DDR zur Zeit  31 Kirchenzeitungen. Er sei an eine prinzipielle Festlegung gehalten,  den Sektor der Kirchenliteratur nicht auszuweiten. Da man dieses Ar-  gument nicht in der Auseinandersetzung verwenden kann, bleibt nur  als Begründung für die Ablehnung des Antrags nur der Hinweis auf die  angestrengte Papiersituation ... ‘  Es werden weitere Argumente behandelt wie z. B., daß andere Kirchen  nachhaken könnten, u.a. führt Seigewasser dann weiter aus:  „ ... Ich mache trotz dieser Argumente deutlich, daß aus kirchenpoliti-  schen Gründen der Antrag befürwortet werden sollte, daß also nun-  mehr eine politische Entscheidung erforderlich ist.  Mit Genossen Blecha wurde vereinbart, daß er diesen Sachverhalt dem  Leiter der Arbeitsgruppe Kirchenfragen vorträgt mit der Bitte, gegebe-  nenfalls eine Entscheidung durch den zuständigen Sekretär herbeizu-  führen.  Verteiler: Staatssekretär Seigewasser  Gen. Bellmann z.d.A. (AL 1)‘  7  StKf.: BAP, Bestandssignatur 0-4.448: Aktennotiz vom 16.08.1979.  261Ich mache dieser rgumente deutlich, daß UUN kirchenpoliti-
schen Gründen der Antrag befürwortet werden sollte, daß 7soO NUuN-
mehr eiIne politische Entscheidung erforderlich 1SL.
Mit (GJenOossen Blecha wurde vereinbart, daß diesen Sachverha: dem
Leiter der Arbeitsgruppe Kirchenfragen vortragt mıt der Biıtte, gegebe-
nenfalls eIne Entscheidung durch den zuständigen Sekretär herbeizu-
führen.
Verteiler: Staatssekretär Seigewasser
(Gren Bellmann (AL I)

StKf BAP Bestandssıgnatur (D- Aktennotiz VO)
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Seigewasser berichtet aln E 1979 In eınem Schreıiben den „Genos-
SC Stoph*“

Nach mehreren vorbereitenden Beratungen hat 20.8.1979 deswe-
SCcH eine Zusammenkunft heim Leiter der Arbeitsgruppe Kirchenfragen
IM der SED (JenOssen Bellmann, stattgefunden. In deren rgebnis
1st eine Vorlage das Sekretariat des entstanden muıt dem Be-
schlußvorschlag, dem adventistischen nliegen IN positiver Weise
entsprechen. Die Vorlage 1St VO. Leiter der Abteilung Agitation IM

VO. Vorsitzenden des Presseamtes un VO:  > MIr unterzeichnet.
Dieser positıve Entscheidungsvorschlag 1St dadurch beschleunigt WOT-

den, daß die Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten INn ihrem
Grußschreiben UmM Jahrestag der DDR den Vorsitzenden des
Staatsrates nd Generalsekretär des der SED, (JenOssen Honecker,
erne ul die Bitte ausgesprochen hat, ihrem nliegen entgegenzukom-
Men

Die Teilnehmer der eratung be1 (Jenossen ellmann, dem Leıiter der
Arbeıtsgruppe Kırchenfragen im der SED., nach einer Aktenno-
t17 VO
(Genosse Rudı Müller. Abt Agıtatıon Im
Genosse DDr ernar': Hüttner, Arbeıtsgruppe Kirchenfragen im
Genosse Hans Weiıse., Hauptabteiulungsleıter ın der Dienststelle des StKf.

Obwohl dıe Zeıitung ab 1980 gedruckt wurde, ist die mır vorlıegende
Lizenzurkunde., Nr ASE erst VO 12.198 / datıert, Wäas ohl mıiıt dem
Wechsel des Chefredakteurs zusammenhängen ann  M

StKf KAP Bestandssignatur O=
Archiv f  ur europälsche Adventgeschichte. Friedensau/Burg (Archıv der SIA)
noch ohne Sıgnatur. Lizenzurkunde Presseamt beim Vorsitzenden des Mınısterrates
der Deutschen Demokratischen Republık, Lizenz-Nr. 437

Das Presseamt beım Vorsitzenden des Mınısterrates der Deutschen Demokratischen
Republık erteılt hiermit dem Präsıdenten der (jemeımnschaft der Siebenten- T ags-
Adventisten nıon In der [)1)  Z Lothar Reiche: die Lizenz ZUuT Herausgabe der eıt-
schriıft: .„Adventgemeinde”

Chefredakteur der Zeitschrift: Konrad Fdel
Herausgeber der Zeitschrift: Hauptvorstand der Gemeinschaft der Siebenten- l’ags-

Adventisten Unı0on In der IDDRJOHANNES SCHOLZ  Seigewasser berichtet am 12.10.1979 in einem Schreiben an den „Genos-  sen Willi Stoph*“:  „Nach mehreren vorbereitenden Beratungen hat am 20.8.1979 deswe-  gen eine Zusammenkunft beim Leiter der Arbeitsgruppe Kirchenfragen  im ZK der SED, Genossen Bellmann, stattgefunden. In deren Ergebnis  ist eine Vorlage an das Sekretariat des ZK entstanden mit dem Be-  schlußvorschlag, dem adventistischen Anliegen in positiver Weise zu  entsprechen. Die Vorlage ist vom Leiter der Abteilung Agitation im  ZK, vom Vorsitzenden des Presseamtes und von mir unterzeichnet.  Dieser positive Entscheidungsvorschlag ist dadurch beschleunigt wor-  den, daß die Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten in ihrem  Grußschreiben zum 30. Jahrestag der DDR an den Vorsitzenden des  Staatsrates und Generalsekretär des ZK der SED, Genossen Honecker,  erneut .cllie Bitte ausgesprochen hat, ihrem Anliegen entgegenzukom-  men  Die Teilnehmer der Beratung bei Genossen Bellmann, dem Leiter der  Arbeitsgruppe Kirchenfragen im ZK der SED, waren nach einer Aktenno-  tiz vom 27.08.1979:  Genosse Rudi Müller, Abt. Agitation im ZK  Genosse Dr. Eberhard Hüttner, Arbeitsgruppe Kirchenfragen im ZK  Genosse Hans Weise, Hauptabteilungsleiter in der Dienststelle des StKf.  Obwohl die Zeitung ab 1980 gedruckt wurde, ist die mir vorliegende  Lizenzurkunde, Nr. 437, erst vom 21.12.1987 datiert, was wohl mit dem  Wechsel des Chefredakteurs zusammenhängen kann.’  StKf.: BAP. Bestandssignatur 0-4,448.  Archiv für europäische Adventgeschichte, 39291 Friedensau/Burg (Archiv der STA):  noch ohne Signatur. Lizenzurkunde Presseamt beim Vorsitzenden des Ministerrates  der Deutschen Demokratischen Republik, Lizenz-Nr. 437  1. Das Presseamt beim Vorsitzenden des Ministerrates der Deutschen Demokratischen  Republik erteilt hiermit dem Präsidenten der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-  Adventisten. Union in der DDR. Lothar Reiche; die Lizenz zur Herausgabe der Zeit-  schrift: .„Adventgemeinde”  2. Chefredakteur der Zeitschrift: Konrad Edel  3. Herausgeber der Zeitschrift: Hauptvorstand der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-  Adventisten., Union in der DDR ...  Berlin., den 21. Dezember 1987  Presseamt beim Vorsitzenden des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Repu-  blik  Dr. Blecha, Leiter  262Berlın den Dezember 08’/
Presseamt eım Vorsitzenden des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Repu-
blık
Dr. Blecha. Leıter
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STAATSSEKRETAR FÜR KIRCHENFRAGEN

Die SED sah in orm des Polıtbüros mıt immer wachem Argwohn
darauf, daß hıer in der Dienststelle des StKf. nıchts dem Selbstlauf
überlassen wurde und etwa eın Eigenleben ıntrete

Geschichte und 1e1 des SstK{f.

z Bildung des A mtes

Die Kirchenpolıtik, wıiıe s1e in den Jahren unmittelbar VOT und nach der
ründung der DDR betrieben worden WAar, hatte einem Fıasko gefü
und endete SC  1e3I1C 953 in eiıner Sackgasse. Am gab das
Polı:tbüro der SED auf eıner außerordentlichen Sıtzung grünes 1C für
Verhandlungen mıt der Kırche Am eSs  1  € das Poli:tbüro
des der SED eıne Vorlage mıt dem ıte „Die Polıtik der Parte1 in
Kirchenfragen““, dıe für dıe Kirchenpolitik der SED für die nächsten Jahre
als Grundlage diente. '© In dem parteiinternen Grundsatzdokument gab
INan „ernste Versäumnisse“ nter anderem wurde als Rıichtlinie be-
schlossen: Dıe „Kreıse der fortschrıttlichen Kräfte‘‘ in den Kirchen ollten
gestärkt, dıe „reaktiıonär“ eingestuften sollten isohert und angeprangert
werden. [)as War z  al nıcht dıe Geburtsstunde der von der SED bıs ZU-

etzt betriebenen „Dıfferenzierungspolitik”, aber sSie wurde dıe bevor-
zugte kırchenpolıitische Arbeitsmethode

Miıt diıesem Poli:tbürobeschluß versuchte dıe SED dıe kiırchenpoliti-
schen Entscheidungsprozesse alleın übernehmen. Die untergeordneten
Parteileitungen wurden verpflichtet, sıch regelmäßig mıt Kirchenfragen
beschäftigen und dıe vorhandenen Planstellen mıt geeigneten ern
besetzen.

Argwöhnisch beobachtete inan die CDU, da in einıgen Land- und
Stadtkreisen hre Funktionäre versuchten, das Feld der Kırchenpolitik „ZUu
ihrer IDomäne machene

Dıe VOoON der SED veränderte Strategie ach dem im Um:-
gang mıt den Kırchen benötigte eınen eigenen Apparat für Kırchenpolitik.
Der Aufbau begann innerhalb der Machtzentrale, im der SED selbst
Im Herbst 954 eschIO das Sekretarıat des den Strukturplan für eine

bıldende „Abteıilung Kırchenfragen“ im der SED, die später den

Heılse. oachım Staatlıche Kirchenpolitik Im „real existierenden Sozijalismus“
in der DD  Z Hg E vangelısches Bıldungswerk Berlın. Berlın 1993., IfG. /PA

2/2/353
Heıse.
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„Status einer Arbeıtsgruppe“ rhielt Am 24 ] wurden im Sekreta-
riat über diıe ufgaben der „Abteıulung“ dıskutiert, bevor das Polıtbüro
04 01 1955 dıe „Aufgaben“ dieser Abteilung esScNHNIO (Vorsitzender: Paul
Wandel, ekretar Barth).‘  Z

Unzufriedenheıt mıiıt der Kırchenpolıitik spricht auch AQUus einer
5 /seıitigen Analyse, dıe dem SED-Polı:tbüro im Oktober 955 vorgelegen
hat Hıiıerin ırd auch scharfe Kritik der „Hauptabteilung Verbin-
dung den Kırchen“ uschKe geü Sıe Sse1 eın „Interessenver-
tretfer und eıne Agentur der Kırchenhierarchiıe innerhalb des aats Frrates®® und etre1ıDe „unkontrollıerte Kirchenpolitik auf eigene Faust‘‘.'

Im Vorteld ZUur Parteikonferenz im März wurde eiıne ängere
Analyse erarbeitet. die dem Polıtbüro S vorlag. In diesem
Konzeptionspapier schlagen dıe Autoren die Schaffung eines mtes für
Kırchenfragen“ VO  s

Bereıits im Jahr 95() War vVvon Pastor ar] Fischer der Vorschlag, eın
Staatssekretarıat für Kirchenfragen schaffen, (Otto Grotewohl unter-
breıtet worden, der AA damals aber unter Berufung auf die gute Arbeıt VoNn
Otto Nuschke aDiehnte

In einem rıe VO (Jtto Grotewohl forderte SschheDblıic
(Otto Nuschke selbst eınen grundlegenden Neuansatz der Kırchenpolitik
der DDR und verwlies auf das „gute Ergebnis“ der ungarıschen Freunde. “
Nuschke drängte auf Eıle

arth (Arbeıtsgruppe Kırchenfragen) orderte im albjahr
956 mıt Nachdruck dıe Einrichtung eiınes mties für Kırchenfragen, das

in der Zukunft den Kırchenleitungen unmöglıch mache, Staatsorgane
WwWIe dıe Hauptabteilungen Verbindung den Kırchen und Abteilung
„Kultfragen“ beim Minısterium des Innern gegeneinander auszuspielen.
Er informıerte, da alle verantwortlichen ertreier im „Demokratischen
Block“, einschließlich Otto Nuschke mıt dem Vorschlag, eın Staatssekre-
tarıat schaffen, einverstanden seien. ”

Am E tagtle das Polı:tbüro und diskutierte über die Entwick-
lung des Staat-Kıirche-Verhältnıis Grotewohl wurde beauftragt mıt SVall-

gelischen Bischöfen aus der DDR eın Gespräch führen, das
tattfand. und beı dieser Gelegenheı wurde den Kıiırchenver-

Heıse. Anm
Heise. /PA 2112172

Heise.JOHANNES SCHOLZ  „Status einer Arbeitsgruppe“ erhielt. Am 24.11.1954 wurden im Sekreta-  riat über die Aufgaben der „Abteilung“ diskutiert, bevor das Politbüro am  04.01.1955 die „Aufgaben‘“ dieser Abteilung beschloß (Vorsitzender: Paul  Wandel, Sekretär: Willi Barth).'”  Unzufriedenheit mit der Kirchenpolitik spricht auch aus einer  57seitigen Analyse, die dem SED-Politbüro im Oktober 1955 vorgelegen  hat. Hierin wird u.a. auch scharfe Kritik an der „Hauptabteilung Verbin-  dung zu den Kirchen“ (Otto Nuschke) geübt. Sie sei ein „Interessenver-  treter und eine Agentur der Kirchenhierarchie innerhalb des Staats  a  n  rates‘“ und betreibe „unkontrollierte Kirchenpolitik auf eigene Faust“.'  Im Vorfeld zur 3. Parteikonferenz im März 56 wurde eine längere  Analyse erarbeitet, die dem Politbüro am 12.03.1956 vorlag. In diesem  Konzeptionspapier schlagen die Autoren die Schaffung eines „Amtes für  Kirchenfragen“ vor.  Bereits: im Jahr 1950 war von Pastor Karl Fischer der Vorschlag, ein  Staatssekretariat für Kirchenfragen zu schaffen, Otto Grotewohl unter-  breitet worden, der es damals aber unter Berufung auf die gute Arbeit von  Otto Nuschke ablehnte.  In einem Brief vom 31.05.1956 an Otto Grotewohl forderte schließlich  Otto Nuschke selbst einen grundlegenden Neuansatz der Kirchenpolitik  der DDR und verwies auf das „gute Ergebnis“ der ungarischen Freunde.'“  Nuschke drängte auf Eile.  Willi Barth (Arbeitsgruppe Kirchenfragen) forderte im 2. Halbjahr  1956 mit Nachdruck die Einrichtung eines Amtes für Kirchenfragen, das  es in der Zukunft den Kirchenleitungen unmöglich mache, Staatsorgane  wie z. B. die Hauptabteilungen Verbindung zu den Kirchen und Abteilung  „Kultfragen‘“ beim Ministerium des Innern gegeneinander auszuspielen.  Er informierte, daß alle verantwortlichen Vertreter im „Demokratischen  Block“, einschließlich Otto Nuschke mit dem Vorschlag, ein Staatssekre-  tariat zu schaffen, einverstanden seien.'”  Am 27.11.1956 tagte das Politbüro und diskutierte über die Entwick-  lung des Staat-Kirche-Verhältnis. Grotewohl wurde beauftragt mit evan-  gelischen Bischöfen aus der DDR ein Gespräch zu führen, das am  03.12.1956 stattfand, und bei dieser Gelegenheit wurde den Kirchenver-  12  S: Heise:S:37; Anm:9:  S. Heise, S. 41: IfGA ZPA IV 2/14/2.  14  Hebei S: 44  so etwa wie das unsere ungarischen Freunde gemacht haben, ohne  daß wir so weit zu gehen hätten“. I?GA ZPA NL 907509.  15  S. Heise, S. 45: I?GA ZPA IV 2/14/2.  264S eiwa wWwie das UNSCeETC ungarıschen Freunde gemacht haben, ohne
WITr weiıt gehen hätten““. 1G /PA 907509

15 Heıse. If1GA /PA 2/14/2
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STAATSSEKRETAR FÜR KIRCHENFRAGEN

retern mıtgeteilt, daß} die Regierung die Einsetzung eines Staatssekretärs
für Kırchenfragen beabsıchtige.

Am wurde der erste Staatssekretär für Kırchenfragen 6I -
nan Im Herbst 95 / verlor Paul ande!l seine Funktionen in der SED-
Führung und Pau!l Verner als K-Sekretär übernahm dıe Verantwortung
für Kırchenfragen. Im Dezember 57 verstarb Otto Nuschke Otto Gro-
tewohl resignierte und verfügte über keinen nennenswerten polıtischen
Einfluß mehr. Im September 96() verstarb Wılhelm 1eC Nun egann
alter TIC unangefochten das kırchenpolıtische Feld beackern

Miıt der Einsetzung des StKf. wWar nach Bıldung der Arbeıitsgruppe für
Kırchenfragen beım der SED und der gleichzeıtigen chaffung einer
Kirchenabteilung innerhalb des Staatssıcherheitsdienstes der ufbau der
Organısationsstrukturen für die Kirchenpolitik abgeschlossen. Die SED
gab dıe I ıinıe VOT, der StKf. hatte S1Ie umzusetizen und das Miınısterium für
Staatssıcherheit (abgekürzt: M{IS.) S1IE abzusıchern.

Miıt Einsetzung eınes StKf. sollen dıe fachliıchen und funktionalen
Handlungsprinzipten in der Kırchenpolıtik zurückgedrängt werden, da
bisher in den Fachministerien die mıt Kırchenfragen beauftragten Abte1i-
lungen und Refiferate hre Entscheidungen „vVvom tachliıchen Standpunkt
aus  . getroffen, „die Grundlıinien der €l in Kırchenfragen“ ber „unbe-
rücksichtigt“ gelassen hätten Miıt Einsetzung des StKf. könne Nun die
Behandlung der Religionsgemeinschaften entsprechend „der Prinzipien

GG 16der Parte1 in kırchenpolıitischen FragenSTAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  tretern mitgeteilt, daß die Regierung die Einsetzung eines Staatssekretärs  für Kirchenfragen beabsichtige.  Am 08.03.1957 wurde der erste Staatssekretär für Kirchenfragen er-  nannt. Im Herbst 1957 verlor Paul Wandel seine Funktionen in der SED-  Führung und Paul Verner als ZK-Sekretär übernahm die Verantwortung  für Kirchenfragen. Im Dezember 1957 verstarb Otto Nuschke. Otto Gro-  tewohl resignierte und verfügte über keinen nennenswerten politischen  Einfluß mehr. Im September 1960 verstarb Wilhelm Pieck. Nun begann  Walter Ulbricht unangefochten das kirchenpolitische Feld zu beackern.  Mit. der Einsetzung des StKf. war nach Bildung der Arbeitsgruppe für  Kirchenfragen beim ZK der SED und der gleichzeitigen Schaffung einer  Kirchenabteilung innerhalb des Staatssicherheitsdienstes der Aufbau der  Organisationsstrukturen für die Kirchenpolitik abgeschlossen. Die SED  gab die Linie vor, der StKf. hatte sie umzusetzen und das Ministerium für  Staatssicherheit (abgekürzt: MfS.) sie abzusichern.  Mit Einsetzung eines StKf. sollen die fachlichen und funktionalen  Handlungsprinzipien in der Kirchenpolitik zurückgedrängt werden, da  bisher in den Fachministerien die mit Kirchenfragen beauftragten Abtei-  lungen und Referate ihre Entscheidungen „vom fachlichen Standpunkt  aus“ getroffen, „die Grundlinien der Partei in Kirchenfragen“ aber „unbe-  rücksichtigt‘“ gelassen hätten. Mit Einsetzung des StKf. könne nun die  Behandlung der Religionsgemeinschaften entsprechend „der Prinzipien  c 16  .  der Partei in kirchenpolitischen Fragen ... besser gewährleistet werden  1993 händigte mir Frau Liebsch, die letzte Referentin für Kf. (1986—  1990) beim Stadtbezirk Dresden-Mitte, den Plan eines Strukturstranges  über die „zentralisierte Struktur zur Durchsetzung der kirchenpolitischen  ‚Strategie‘ der SED vom Oktober 1989“ aus. Siehe Anhang (Pfeillinien  mit schwarzer Umrandung sind im Original rot)!  2.2 Die Ziele und Aufgaben der Dienststelle des StKf.  Die gesteckten Aufgaben und hauptsächlichen Ziele des StKf. sollten sein:  1. Das Kontroll- und Steuerungszentrum für die Kirchenpolitik der SED,  2. die direkten Gespräche mit den Fachministerien abblocken (besonders  mit den Ministerien für Volksbildung und für Verteidigung (siehe unter  32758 25).  '° Pollack., Detlef: Kirche in der Organisationsgesellschaft. Kohlhammer 1994, S. 143  und Wilke. Manfred: SED-Kirchenpolitik 1953—-1958. In: Arbeitspapiere des For-  schungsverbundes „„SED-Staat“ 1992/1, zitiert bei Pollack, s.o.  265besser gewährleistet werden
993 ändıgte mır rau Liebsch. die Referentin für

beim Sta  eZz1ir Dresden-Mitte den Plan eines Strukturstranges
über dıe „zentralısıerte TukKiIur ZUr Durchsetzung der kırchenpolıitischen
‚Strategie‘ der SE VO Oktober 1989** aus 1e Anhang (Pfeillinien
mıt schwarzer Umrandung sınd im Original ro

Die jele un ufgaben der Dienststelle des StKf.
Die gesteckten ufgaben und hauptsächliıchen 1e1e des StKf. ollten se1in:

Das Kontroll- und Steuerungszentrum für dıe Kırchenpolitik der SED,
die dırekten Gespräche mıt den Fachministerien abblocken (besonders

mıiıt den Miınisterien für Volksbildung und für Verteidigung (sıehe
3 Z

| Pollack. Detlef Kırche in der UOrganısationsgesellschaft. Kohlhammer 1994, 143
und Wılke. Manfred: SED-Kirchenpolitik In Arbeitspapiere des FOr-
schungsverbundes SED-Staat 1992/1 zıtiert be! Pollack,
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den Dıfferenzierungsprozeß fördern loyale und „Tortschrittlı  66 Kır-
chenvertreter fördern und feindliche isolheren.

die Tristen für die Ziele des „Sozlalısmus“ gewinnen und S1e für dıe
internationale Anerkennung der DDR benutzen

Die Arbeıtsmethoden des Amtes des StKf.
Fast Jährliıc wurden „Konzeptionen VOon der Dienststelle für dıe polıtısche
Eiınflußnahme auf dıe Kırchen und Religionsgemeinschaften in der
der „Konzeptionen für das espräc mıiıt den Leıtungen der Religions-
gemeinschaften“ erarbeiıtet und bıs 9089 herausgegeben. In der „LangfrIi-
stigen Konzeption .. dQus dem re 978 heißt im Punkt 4.5 unter
anderem L7

„ Hierbei 1S1 stärker differenzieren. Äimerseits soll durch eine Inten-
SIVIierung der politischen Einflußnahme keinesfalls eine Aufwertung e_

reicht werden, die einer Aktivierung der Gemeinschaften führt. An-
dererseits sind uch IN kleinen Gemeinschaften progressive Kräfte
vorhanden, die für die politische Differenzierung genulzlt werden kÖöNn-

6
nen

Was un Dıfferenzierung verstanden werden ollte, wurde bereıts (S.O.)
ausgeführt:JOHANNES SCHOLZ  3. den Differenzierungsprozeß fördern: loyale und „fortschrittliche“ Kir-  chenvertreter fördern und feindliche isolieren.  4. die Christen für die Ziele des „Sozialismus“ gewinnen und sie für die  internationale Anerkennung der DDR benutzen.  Die Arbeitsmethoden des Amtes des StKf.  Fast jährlich wurden „Konzeptionen von der Dienststelle für die politische  Einflußnahme auf die Kirchen und Religionsgemeinschaften in der DDR“  oder „Konzeptionen für das Gespräch mit den Leitungen der Religions-  gemeinschaften“ erarbeitet und bis 1989 herausgegeben. In der „Langfri-  stigen Konzeption  .“ aus dem Jahre 1978 heißt es im Punkt 4.5 unter  anderem”’:  „Hierbei ist stärker zu differenzieren. Einerseits soll durch eine Inten-  sivierung der politischen Einflußnahme keinesfalls eine Aufwertung er-  reicht werden, die zu einer Aktivierung der Gemeinschaften führt. An-  dererseits sind auch in kleinen Gemeinschaften progressive Kräfte  vorhanden, die für die politische Differenzierung genutzt werden kön-  &“  nen  Was unter Differenzierung verstanden werden sollte, wurde bereits (s.0.)  ausgeführt:  „ ... ergeben sich folgende Schlußfolgerungen:  — Die in Relationen zu den evangelischen Landeskirchen kleinen Kir-  chen und Religionsgemeinschaften erfordern auf Grund ihrer besonde-  ren Struktur, die einen intensiven religiösen Einfluß ermöglicht, ent-  sprechende Beachtung in der kirchenpolitischen Arbeit.  — Die in der Tendenz positive Einstellung zum sozialistischen Staat  macht eine stärkere Nutzung für die differenzierte politische Arbeit ge-  genüber den Landeskirchen sinnvoll.  — eine differenzierte, systematische und kontinuierliche politische Ein-  Jlußnahme gegenüber den Kirchen und Religionsgemeinschaften ist auf  allen Ebenen der staatlichen Leitung unter Einbeziehung gesellschaft-  licher Organe ...  !7 StKf.: BAP, Bestandssignatur 0-4, 450 (Bd. III., 12 Seiten).  266ergeben sich folgende Schlußfolgerungen:

Die In Relationen den evangelischen Landeskirchen kleinen KIir-
chen und Religionsgemeinschaften erfordern auf Grund ihrer besonde-
ren Struktur, die einen intensiven religiösen Einfluß ermöglicht, enl-
sprechende Beachtung IN der kirchenpolitischen Arbeit

Die INn der Tendenz positıve Einstellung ZU|  S sozialistischen Staat
macht eine stärkere Nutzung für die differenzierte politische Arbeit g-
genüber den Landeskirchen Sinnvoll.

eine differenzierte, systematische und kontinuiterliche politische Ein-
flußnahme gegenüber den Kirchen und Religionsgemeinschaften ist auf
allen Ebenen der staatlichen Leitung Einbeziehung gesellschaft-
licher 'ganeJOHANNES SCHOLZ  3. den Differenzierungsprozeß fördern: loyale und „fortschrittliche“ Kir-  chenvertreter fördern und feindliche isolieren.  4. die Christen für die Ziele des „Sozialismus“ gewinnen und sie für die  internationale Anerkennung der DDR benutzen.  Die Arbeitsmethoden des Amtes des StKf.  Fast jährlich wurden „Konzeptionen von der Dienststelle für die politische  Einflußnahme auf die Kirchen und Religionsgemeinschaften in der DDR“  oder „Konzeptionen für das Gespräch mit den Leitungen der Religions-  gemeinschaften“ erarbeitet und bis 1989 herausgegeben. In der „Langfri-  stigen Konzeption  .“ aus dem Jahre 1978 heißt es im Punkt 4.5 unter  anderem”’:  „Hierbei ist stärker zu differenzieren. Einerseits soll durch eine Inten-  sivierung der politischen Einflußnahme keinesfalls eine Aufwertung er-  reicht werden, die zu einer Aktivierung der Gemeinschaften führt. An-  dererseits sind auch in kleinen Gemeinschaften progressive Kräfte  vorhanden, die für die politische Differenzierung genutzt werden kön-  &“  nen  Was unter Differenzierung verstanden werden sollte, wurde bereits (s.0.)  ausgeführt:  „ ... ergeben sich folgende Schlußfolgerungen:  — Die in Relationen zu den evangelischen Landeskirchen kleinen Kir-  chen und Religionsgemeinschaften erfordern auf Grund ihrer besonde-  ren Struktur, die einen intensiven religiösen Einfluß ermöglicht, ent-  sprechende Beachtung in der kirchenpolitischen Arbeit.  — Die in der Tendenz positive Einstellung zum sozialistischen Staat  macht eine stärkere Nutzung für die differenzierte politische Arbeit ge-  genüber den Landeskirchen sinnvoll.  — eine differenzierte, systematische und kontinuierliche politische Ein-  Jlußnahme gegenüber den Kirchen und Religionsgemeinschaften ist auf  allen Ebenen der staatlichen Leitung unter Einbeziehung gesellschaft-  licher Organe ...  !7 StKf.: BAP, Bestandssignatur 0-4, 450 (Bd. III., 12 Seiten).  266StKf. BAP. Bestandssignatur 0-4 450 (Bd HE: Seiten)
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Die Arbeıtsmethoden Aufklärendes aterı1ıa bieten die Dienstanweisun-
SCh und Situationsberichte des StKf. So in der Vorlage och
211271982

„ Maßnahmeplan ZU): welıteren Arbeit gegenüber den Kirchen und eli-
gionsgemeinschaftenSTAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  Die Arbeitsmethoden: Aufklärendes Material bieten die Dienstanweisun-  gen und Situationsberichte des StKf. So z. B. in der Vorlage noch am  21.12.1988'®:  „ Maßnahmeplan zur weiteren Arbeit gegenüber den Kirchen und Reli-  gionsgemeinschaften  ... Zur konkreten Durchsetzung der Zielstellung wurde die Spezifik der  Kirchen und Gemeinschaften herausgearbeitet und versucht, dabei Be-  reiche zu formulieren, in denen spezielle Wirksamkeiten im politischen  wie im kirchenpolitischen Bereich möglich sind ...  1. Der Staatssekretär für Kirchenfragen führt in den Monaten Januar  und März 1989 mit folgenden Kirchenleitungen bzw. Leitungsgremien  Gespräche auf der Grundlage der bestätigten Konzeption und der spe-  zifischen Aufgabenstellung  - Vereinigung evangelischer Freikirchen in der DDR  - Gemeinschaft der S-T-A  - Neuapostolische Kirche ...  (Zu jedem Gespräch wird eine spezifische inhaltliche Zuarbeit der  Abteilung II vorgelegt).  4. In Vorbereitung auf die Wahlen und den 40. Jahrestag der DDR  werden entsprechend der drei Gruppen gezielte Interviews durchge-  führt, bei denen leitende Vertreter der Kirchen und Religionsgemein-  schaften sich zu politischen Hauptfragen der Zeit, der religiösen Moti-  vation und dem persönlichen Engagement in der Gesellschaft äußern.  Der Plan, detailliert für Presse, Funk und Fernsehen, ist bei Bestäti-  gung des Vorschlages bis Ende Januar 1989 dem Staatssekretär vor-  zulegen ... uSW  ‘LC  Hierher gehört die Panne mit dem Brief vom Vorsteher des Ostdeutschen  Verbandes (ODV), Lothar Reiche, zum 40. Jahrestag der DDR. Der Brief  wurde nicht veröffentlicht, sondern nur eine Mitteilung aus dem Amt des  Staatsratsvorsitzenden über den Brief, die aber eine völlige Verdrehung  des Inhalt darstellte, aber in der brisanten Situation im Frühjahr 1989 von  der Öffentlichkeit und den Gemeinden ärgerlich zur Kenntnis genommen  wurde und in den Gemeinden für Aufregung sorgte.  Allmählich setzte sich aber auch eine „differenzierte‘“ Haltung gegen-  über kirchenpolitischen Problemen beim StKf. durch.  !® Bundesbeauftragte f. d. Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR  (BStU). Berlin und Außenstelle Chemnitz. 0-4/1214.  267/ur konkreten Durchsetzung der Zielstellung wurde die Spezifik der
Kirchen UN: Gemeinschaften herausgearbeitet und versucht, el Be-
reiche zu formulieren, IN denen spezielle Wirksamkeiten IM politischen
wWwIe IM kirchenpolitischen Bereich möglich sindSTAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  Die Arbeitsmethoden: Aufklärendes Material bieten die Dienstanweisun-  gen und Situationsberichte des StKf. So z. B. in der Vorlage noch am  21.12.1988'®:  „ Maßnahmeplan zur weiteren Arbeit gegenüber den Kirchen und Reli-  gionsgemeinschaften  ... Zur konkreten Durchsetzung der Zielstellung wurde die Spezifik der  Kirchen und Gemeinschaften herausgearbeitet und versucht, dabei Be-  reiche zu formulieren, in denen spezielle Wirksamkeiten im politischen  wie im kirchenpolitischen Bereich möglich sind ...  1. Der Staatssekretär für Kirchenfragen führt in den Monaten Januar  und März 1989 mit folgenden Kirchenleitungen bzw. Leitungsgremien  Gespräche auf der Grundlage der bestätigten Konzeption und der spe-  zifischen Aufgabenstellung  - Vereinigung evangelischer Freikirchen in der DDR  - Gemeinschaft der S-T-A  - Neuapostolische Kirche ...  (Zu jedem Gespräch wird eine spezifische inhaltliche Zuarbeit der  Abteilung II vorgelegt).  4. In Vorbereitung auf die Wahlen und den 40. Jahrestag der DDR  werden entsprechend der drei Gruppen gezielte Interviews durchge-  führt, bei denen leitende Vertreter der Kirchen und Religionsgemein-  schaften sich zu politischen Hauptfragen der Zeit, der religiösen Moti-  vation und dem persönlichen Engagement in der Gesellschaft äußern.  Der Plan, detailliert für Presse, Funk und Fernsehen, ist bei Bestäti-  gung des Vorschlages bis Ende Januar 1989 dem Staatssekretär vor-  zulegen ... uSW  ‘LC  Hierher gehört die Panne mit dem Brief vom Vorsteher des Ostdeutschen  Verbandes (ODV), Lothar Reiche, zum 40. Jahrestag der DDR. Der Brief  wurde nicht veröffentlicht, sondern nur eine Mitteilung aus dem Amt des  Staatsratsvorsitzenden über den Brief, die aber eine völlige Verdrehung  des Inhalt darstellte, aber in der brisanten Situation im Frühjahr 1989 von  der Öffentlichkeit und den Gemeinden ärgerlich zur Kenntnis genommen  wurde und in den Gemeinden für Aufregung sorgte.  Allmählich setzte sich aber auch eine „differenzierte‘“ Haltung gegen-  über kirchenpolitischen Problemen beim StKf. durch.  !® Bundesbeauftragte f. d. Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR  (BStU). Berlin und Außenstelle Chemnitz. 0-4/1214.  267Der Staatssekretär für Kirchenfragen führt In den Monaten Januar
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Neuapostolische KircheSTAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  Die Arbeitsmethoden: Aufklärendes Material bieten die Dienstanweisun-  gen und Situationsberichte des StKf. So z. B. in der Vorlage noch am  21.12.1988'®:  „ Maßnahmeplan zur weiteren Arbeit gegenüber den Kirchen und Reli-  gionsgemeinschaften  ... Zur konkreten Durchsetzung der Zielstellung wurde die Spezifik der  Kirchen und Gemeinschaften herausgearbeitet und versucht, dabei Be-  reiche zu formulieren, in denen spezielle Wirksamkeiten im politischen  wie im kirchenpolitischen Bereich möglich sind ...  1. Der Staatssekretär für Kirchenfragen führt in den Monaten Januar  und März 1989 mit folgenden Kirchenleitungen bzw. Leitungsgremien  Gespräche auf der Grundlage der bestätigten Konzeption und der spe-  zifischen Aufgabenstellung  - Vereinigung evangelischer Freikirchen in der DDR  - Gemeinschaft der S-T-A  - Neuapostolische Kirche ...  (Zu jedem Gespräch wird eine spezifische inhaltliche Zuarbeit der  Abteilung II vorgelegt).  4. In Vorbereitung auf die Wahlen und den 40. Jahrestag der DDR  werden entsprechend der drei Gruppen gezielte Interviews durchge-  führt, bei denen leitende Vertreter der Kirchen und Religionsgemein-  schaften sich zu politischen Hauptfragen der Zeit, der religiösen Moti-  vation und dem persönlichen Engagement in der Gesellschaft äußern.  Der Plan, detailliert für Presse, Funk und Fernsehen, ist bei Bestäti-  gung des Vorschlages bis Ende Januar 1989 dem Staatssekretär vor-  zulegen ... uSW  ‘LC  Hierher gehört die Panne mit dem Brief vom Vorsteher des Ostdeutschen  Verbandes (ODV), Lothar Reiche, zum 40. Jahrestag der DDR. Der Brief  wurde nicht veröffentlicht, sondern nur eine Mitteilung aus dem Amt des  Staatsratsvorsitzenden über den Brief, die aber eine völlige Verdrehung  des Inhalt darstellte, aber in der brisanten Situation im Frühjahr 1989 von  der Öffentlichkeit und den Gemeinden ärgerlich zur Kenntnis genommen  wurde und in den Gemeinden für Aufregung sorgte.  Allmählich setzte sich aber auch eine „differenzierte‘“ Haltung gegen-  über kirchenpolitischen Problemen beim StKf. durch.  !® Bundesbeauftragte f. d. Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR  (BStU). Berlin und Außenstelle Chemnitz. 0-4/1214.  267(ZU jedem Gespräch wird eine spezifische inhaltliche uarbel der
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JOHANNES SCHOLZ

och 972 fıiınden W Ir eıne harte Haltung in der Problematik des
Nıcht-Schulbesuches 5Samstag VOoON K ındern AdUus A-Famıiılıen en-
not1z VO ollegın IIr Fıtzner VO 5.0] 1972°

E Ergebnis der Telefongespräche und eInNnes espräc IN der Lei-
[UuNgZ der Dienststelle:
Siebenten-Tags-Adventisten sind IN gleicher Weise hehandeln WIeEe
andere Eltern die nicht auf en Schulbesuch ihrer Kinder ONN-
abend einwirken. In der ege werden diese Fälle VOoOr der Schieds-
der Konfliktkommission behandeltJOHANNES SCHOLZ  Noch 1972 finden wir z. B. eine harte Haltung in der Problematik des  Nicht-Schulbesuches am Samstag von Kindern aus STA-Familien. Akten-  notiz von Kollegin Dr. Fitzner vom 15.01.1972'°:  „... Ergebnis der Telefongespräche und eines Gesprächs in der Lei-  tung der Dienststelle:  Siebenten-Tags-Adventisten sind in gleicher Weise zu behandeln wie  andere Eltern, die nicht auf den Schulbesuch ihrer Kinder am Sonn-  abend einwirken. In der Regel werden diese Fälle vor der Schieds-  oder Konfliktkommission behandelt.  ... Ein Strafverfahren ist nach $ 142 möglich, jedoch werden sehr hohe  Anforderungen an eine Verurteilung nach $ 142 gestellt.  Der Genosse Generalstaatsanwalt wird wegen dieser Frage weiterhin  mit dem Genossen Staatsekretär Lorenz und Mitarbeitern des Ministe-  riums für Volksbildung notwendige Absprachen durchführen.  Generell wird künftig so verfahren, daß Angehörigen der Siebenten-  Tags-Adventisten in gleicher Weise zur Verantwortung gezogen wer-  den wie andere Eltern, die Erziehungspflichten ihren Kindern gegen-  über verletzen ...‘  Gleichzeitig wurde ein Versuch gestartet, die Gemeinden zu verunsichern  und mit „Falschmeldungen‘“ (es kann aber auch seine Ursache in dem  unter 3.1. Besprochenen haben) zur Aufgabe in der Sabbatproblematik zu  bewegen. Der Brief einer STA-Familie aus Karl-Marx-Stadt (Chemnitz)  scheint dies zu belegen““:  „In den letzten Tagen kamen unsre 5 Kinder mit der Nachricht nach  Hause, daß ein Schreiben im Lehrerzimmer besagte, es sei eine Ver-  einbarung getroffen zwischen Vertretern der Regierung und der Ge-  meinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten mit dem Inhalt, daß unsre  Kinder künftig an Sonnabenden zu Schule gehen müßten. “  Wir können aus den weiteren Zeilen des Briefes spüren, wie sehr die Ge-  meinden und betroffenen Familien beunruhigt waren.  „Deshalb haben wir uns sofort weiter gewandt! Wir erhielten persön-  lich durch unseren Verbandsvorsteher folgenden Bescheid:  19  20  StKf.: BAP, Aktenvermerk vom 15.11.72. Bestandssignatur 0-4, 450, Bd. II.  Brief der Familie Alfred Lehmann vom 30.1.72. Archiv der STA Friedensau (noch  ohne Signatur).  268Ein Strafverfahren 1T ach 1492 möglich, jedoch werden schr hohe
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STAATSSEKRETAR FÜR KIRCHENFRAGE

7Zwischen Gemeinschaft UN: dem Staatssekretär für Kirchen-
agen LST weder schriftlich och mündlich her die rage eine Verein-
barungz getroffen wordenSTAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  Zwischen unserer Gemeinschaft und dem Staatssekretär für Kirchen-  fragen ist weder schriftlich noch mündlich über die Frage eine Verein-  barung getroffen worden ...‘  Dagegen heißt es sechs Jahre später in der „Langfristigen Konzeption ...“  des StKf. vom 07.12. 1978°':  „5. Wir können davon ausgehen, daß es sich bei den Kirchen (gemeint  sind Freikirchen) und Religionsgemeinschaften um eine spezielle Art  von religiösen Gemeinschaften handelt. Sie sind politisch aufgeschlos-  sen und gleichzeitig sehr eng mit der Religion verhaftet. Ihre Vertreter  sind in der Regel loyale Staatsbürger, die sich ihrer staatsbürgerlichen  Pflichten durchaus bewußt sind. Das zeigt sich nicht zuletzt in ihrer  Wahlbeteiligung, die zwischen 98 und 100 Prozent liegt.  In diesem Zusammenhang muß noch auf einige Besonderheiten hinge-  wiesen werden. Die Adventisten sehen die sogenannte Sabbatheiligung  als eine zentrale Frage ihres religiösen Glaubens an. Daraus entstehen  vor allem hinsichtlich des Schulbesuches an Sonnabenden Konflikte.  Vorkommende Verletzungen des Schulpflichtgesetzes als bewußte Miß-  achtung der sozialistischen Staats- und Rechtsordnung durch diese  Kirche einzuschätzen, würde einer politischen Fehleinschätzung  gleichkommen. Entsprechend dem Grundgesetz, Glaubensfragen nicht  zum Gegenstand politischer Auseinandersetzungen zu machen, muß  beharrlich und geduldig auf die Gleichberechtigung und Gleichver-  pflichtung aller Bürger hingewiesen werden, die auch die adventisti-  schen Eltern verpflichtet, das Recht ihrer Kinder auf Bildung als El-  ternpflicht wahrzunehmen ...“  2.3 Die Staatsekretäre  Werner Eggerath (1900-1977) wurde mit der neuen Aufgabe betraut. Er  war Altkommunist, hatte während der NS-Zeit im Zuchthaus gesessen.  Von 1947-1952 war er Ministerpräsident von Thüringen und danach Bot-  schafter in Rumänien gewesen. 15.11.1960 scheidet Eggerath aus Ge-  sundheitsgründen aus und gleichzeitig wird Hans Seigewasser berufen.  Aus der Amtszeit Eggeraths (1957-1960) findet sich eine undatierte  „Direktive über die Aufgaben des StKf.“, die noch handschriftliche Ver-  merke von „Gen. Wandel“ tragen. Sie ist als dritter Entwurf gekennzeich-  net und läßt erkennen, wie die SED-Führung im Herbst 1957 nach der  21  S: Anm. 1775 266.  269Dagegen el 6S sechs Jahre später in der „Langfristigen Konzeption ..
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absoluten (Jbernahme der Kırchenpolıitik über dıe ufgaben des StKf.
gedacht hat““  Z

„Der generelle AuftragJOHANNES SCHOLZ  absoluten Übernahme der Kirchenpolitik über die Aufgaben des StKf.  gedacht hat”:  „Der generelle Auftrag ... lautet, er habe ein ‚normales Verhältnis  zwischen den Organen des Staates und allen Religionsgemeinschaften  auf der Grundlage der Trennung von Staat und Kirche herzustellen‘.  In elf Punkten wurde aufgelistet, was aus der Optik der SED-Führung  als ‚normal‘ gelten sollte. An erster Stelle stand die Forderung, daß  die Religionsgemeinschaften, ‚mit allen sich daraus ergebenden Kon-  sequenzen auch hinsichtlich ihrer gesamtdeutschen Leitungen und  Gremien‘ der ‚Existenz von zwei Staaten in Deutschland‘ Rechnung  tragen. Sodann ging es darum, die ‚religiös gebundenen Bürger‘ für  den ‚Aufbau des Sozialismus‘ zu gewinnen und alle ‚Bestrebungen  kirchlicher Institutionen, das Vertrauen der Bürger zu unserem Staat  zu untergraben‘, zu unterbinden. Darüber hinaus wurde der Staatse-  kretär für gezielte Aktionen gegen ‚Provokateure‘ in Pflicht genom-  men, die sich im Sinne der ‚friedensfeindlichen Pläne‘ kirchlicher In-  stitutionen betätigen. Bei innerkirchlichen Konfrontationen sollte er  die ‚Bestrebungen kirchlicher Kreise‘, die sich gegen jene ‚Provoka-  teure‘ wenden, fördern. Ferner sollte er bei Kampagnen zur gesell-  schaftlichen Ächtung von politisch inkriminierten Personen mitwirken.  In der Sprache der Direktive: ‚Notwendige staatliche Maßnahmen  müssen mehr als bisher in Verbindung mit der Arbeiterklasse  ein-  schließlich der kirchlich gebundenen Bevölkerung ... vorbereitet und  durchgeführt werden‘. Provokateure müssen ‚vor dem Eingreifen  staatlicher Organe ..  . vor breiten Teilen der Bevölkerung entlarvt‘ und  ‚isoliert‘ werden.  Zur Verpflichtung des Staatssekretärs, für ein ‚normales Verhältnis  zwischen Staat und Kirche‘ zu sorgen, gehört ferner das Unterbinden  jeder ‚Einmischung kirchlicher Stellen in staatliche Angelegenheiten‘,  insbesondere ‚in Schul- und Erziehungsfragen‘. ‘  Hans Seigewasser (1905-1979) war Altkommunist und hatte in der NS-  Zeit fünf Jahre Zuchthaus- und anschließend KZ-Haft (Sachsenhausen  und Mauthausen) erlitten. Nach 1945 übte er Funktionen im ZK der SED  und im Präsidium der Nationalen Front aus. In seiner nahezu 20jährigen  Dienstzeit als StKf. (1960-1979) fielen kirchenpolitisch schwerwiegende  Z  S. Mau. S. 82 f. und 5. 224 Anm. 15; Text der Direktive: ZPA IV 2/14/60, Bl. 165-169  (auf Bl. 165 mit Rotstift eingetragen: „Gen. Wandel‘). Ende 1957 wurde Paul Wandel  von seiner ZK-Funktion entbunden.  270[autet, habe ein ‚normales Verhältnis
7zwischen en Organen des Staates UN: allen Religionsgemeinschaften
auf der Grundlage der I rennung VOoN Staat und Kirche herzustellen
In elf Punkten wurde aufgelistet, WAS U4AUS der Optik der SED-Führung
als ‚normal gelten sollte An ersier Stelle stand die Forderung, daß
die Religionsgemeinschaften, mıl en sich daraus ergebenden Kon-
SEQUCHZEN auch hinsichtlich ihrer gesamtdeutschen Leitungen und
Grremien ‘ der ‚Existenz VON ZzweIl Staaten IN Deutschlan echnung
[ragen. Sodann ZINZ darum, die ‚religiös gebundenen Bürger‘ für
en Aufbau des Sozialismus ‘ gewinnen und alle ‚Bestrebungen
kirchlicher Institutionen, das Vertrauen der Bürger UNSsSerem Staat

untergraben‘, unterbinden. Darüber hinaus wurde der Staatse-
kretär für gezielte Aktionen ‚Provokateure‘ IN Pflicht OM-
MEN, die sich IM SINNE der friedensfeindlichen ane kiırchlicher In-
stiıtulionen betätigen. Bel innerkirchlichen Konfrontationen sollte
die ‚Bestrebungen kırchlicher Kreise , die sich Jjene Provoka-
teure‘ wenden, fördern. Ferner sollte bei ampagnen ZUr gesell-
schaftlichen Achtung VON politisch inkriminierten Personen mitwirken.
In der Sprache der Direktive: ‚, Notwendige staatliche Maßnahmen
MUSSenN mehr als hisher IN Verbindung mit der Arbeiterklasse ein-
schließlich der kirchlich gebundenen Bevölkerung vorbereitet und
durchgeführt werden ‘ Provokateure MuUSSeN ‚ VOFr dem Eingreifen
staatlicher Organe VOr hreiten Teilen der Bevölkerung entlarvt‘ und‚ isoliert werden.
Zur Verpflichtung des Staatssekretärs, für en ‚normales Verhältnis
zwischen Staat nd Kirche‘ U SOFZEN, gehört ferner das Unterbinden
jeder ‚Einmischung kirchlicher Stellen IN staatliche Angelegenheiten
insbesondere ‚IN Schul- und Erziehungsfragen

ans Seigewasser (1905—1979) Wr Altkommunist und hatte in der NS-
Zeıt fünf re ucC  1aus- und anschlıeßend (Sachsenhausen
und Mauthausen) erlıtten. ach 945 übte R Funktionen im der SED
und im Präsidium der Natıonalen Front A4us In seiıner nahezu 20jährıgen
Dienstzeit als StKf. (1960—-1979) fıelen kiırchenpolitisch schwerwiegende

Mau 82 und Z Anm Jext der Dırektive: 7PA 2/14/60, 165-169
(auf 165 mıt Rotstift eingetragen: Gen W andel“) nde 1957 wurde Paul Wandel
VvVon seiner /K-Funktion entbunden.
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STAATSSEKRETÄR ÜR KIRC  NFRAG

Ereignisse: 1961 Mauerbau dıe DDR-Verfassung und Jlıe V er
einbarungen VOom 6.0  1978 411 der Seigewasser krankheitshalber nicht
mehr selbst teilnehmen konnte.

In einem Bericht aus dem Jahr werden ein Stellvertreter und
polıtısche Mitarbeiter seiner Dienststelle erwähnt.

Klaus Gysıi (1912—-1999) ebentalls Altkommunist aber während
der NS-Zeıt Emigrant (Frankreich), Kr 1atte nach 45 verschiedene
tigkeıten m kulturellen Bereich einige Jahre auch als Minister (Ur Kul
tur (1966—1973) ausgeübt und hob sıch durch Bildung und geistige He
weglichkeit VOIN weıtverbreiteten Iyp des SED-Funktionärs ıb In sgeiner
Amtszeıt (1979—1988) sah C© sıch mit wachsenden Problemen könfroön«-
tiert Blues-Messen. Aufnäher „Schwerter Zu Pflugscharen“‘, Friedensbe-
WECRQUNG, Perestroijka u.äa

Bereıits nach einjähriger Amtszeiıt beantragt Gysıi bei Erich Hoönecker
eıne personelle Verstärkung seiner Dienststelle (von {  auf 45 Planstellen:

polıtısche und dreıi technısche Mitarbeiter) aufgrund der „qualitativ
neuen Entwicklung“ seıt den Vereinbarungen VO 03.1978 Kine Ar-
gumentationshiılfe boten ıhm die größere Personalstärke des ungarischen
Staatsamtes für IC und der große Apparat des sowJetischen Staatsamtes
Kf., das 1980 300 Mitarbeiter in Moskau SOWIE weitere 500 direkt unfter-
stellten Miıtarbeitern in den Kayons mfaßte Er fand Honeckers Zustim-
MUNg

Dr Gysı hat sıch zuletzt ohl als verbindlich gegenüber den Kır-
623chen erwliesen und ıst in olge dann beim in „Ungnade gefallen und

wurde 76Jjährıg in den Ruhestand geschickt. Vermutlich WAar dies auch die
Ursache für dıe schließliche Ablehnung seines Besuches (sıehe 282)
der Dienststelle der FEuro-Afrıka Dıvisıon der SI A in ern

Die rwähnte „dıfferenziertere“ Haltung (s ınier 2.2°) und der „„VCT-
bindlichere Umgang mıt Kırchenvertretern urc Klaus Gysı spiegelt
sıch auch in einem Brief“ des letzten Vorstehers screr (Gjemeinschaft in
der DDR., |Lothar Reıiche (ab an den Autor wieder:

In en zcehn Jahre, IN denen ich als Vorsteher Kontakte haben mußte
(Unterstreichung Aulor) Wr das Verhältnis Zul, höflich. Unsere
Ansprechpartnerin, Frau Janott, hemühte sich ehrlich UNSs INn Pro-
blemfällen helfen und dieses Bemühen zeigle uch ofl Erfolg.

23 Unveröffentlichter Brief VO  — Dr Röttcher den Verf.
Unveröffentlichter rIE VONN Pastor „othar Reiche d| den Verft. 5.03.1999
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SCOCHOLZ

Ich hin eher entlastet,. als helastet VonNn Besuchen AUS der Dienststelle
heimgekehrtJOHANNES SCHOLZ  Ich bin eher entlastet, als belastet von Besuchen aus der Dienststelle  heimgekehrt ...“  Kurt Löffler (geb. 1932) war der erste Amtsinhaber aus der Nachkriegs-  Funktionärsgeneration der SED. Er hatte zuvor Funktionen im ZK und im  Kulturministerium ausgeübt und als Sekretär des staatlichen Lutherkomi-  tees (1980-1983) Erfahrungen mit der Kirche gewonnen. Am 13.07.1988  übernahm er schließlich das schwierige Amt nach einer längeren Zwi-  schenpause, in der der Hauptabteilungsleiter die Geschäfte kommissarisch  geführt hatte.  2.4 Die Dienststelle des StKf.  Der Stellvertreter des StKf., er war der einzige unter den führenden Per-  sönlichkeiten, der der CDU angehörte und wohl über „die geringste Auto-  2  rität und Bedeutung  > zu verfügen schien, nahm in der Regel die Verbin-  dung zur Katholischen Kirche wahr.  <c26  Der Hauptabteilungsleiter, er hatte „die größte Kompetenz  , war für  die Evangelischen Kirchen zuständig; in seinem Bereich wurden auch alle  Ein- und Ausreisen von kirchlichen Amtspersonen geregelt.  Ein Abteilungsleiter war für die Freikirchen und andere Religionsge-  meinschaften zuständig und war immer ihr Ansprechpartner.  Alle bedeutsamen Entscheidungen wurden stets vom Kollektiv unter  dem Vorsitz des StKf. oder des Hauptabteilungsleiters vorgenommen.  Alle Anliegen, die die Kirchen mit Regierungsstellen regeln wollten,  mußten stets über die Dienststelle des StKf. gehen. Die „Mittlerstelle“ des  StKf. sollte angeblich eine einheitliche Behandlung aller Religionsge-  meinschaften in der DDR und ihrer Anliegen gewährleisten. Doch ande-  rerseits versuchte man nicht selten, eine Kirche gegen die anderen auszu-  spielen, die Freikirchen gegen die großen Kirchen und umgekehrt, um die  Ziele der SED-Kirchenpolitik zu erreichen. Dr. M. Böttcher, Präsident der  Gemeinschaft der STA in der DDR (1968, bzw 1969-1982) und anschlie-  ßend Direktor des Predigerseminars Friedensau (bis 1990), schrieb u.a.”’:  „Die AGCK erwies sich für uns als Kirchen insgesamt als gute gegen-  seitige Informationshilfe und half uns, manche dieser Intrigen eher zu  durchschauen. Da die Neuapostolische Kirche nicht darin vertreten  war, auch keinen Wert auf Kontakte mit uns legte ... hatte sie sich eine  25  S. Anm. 23.  26  Ebd.  27  Ebd.  272\ S

urt Löffler (geb Wäalr der Amtsınhaber aus der Nachkriegs-
Funktionärsgeneratıion der SE  T er hatte Funktionen im und im
Kulturminıisterium ausgeübt und als ekretar des staatlıchen Lutherkomıi-
tees (1980—1983) Erfahrungen mıt der Kırche Am
übernahm GE SCHHNEDBIIC das schwierige Amt nach eıner längeren 7 wi1-
schenpause, ın der der Hauptabteilungsleıiter die eschaite kommissarısch
geführt hatte

Die Dienststelle des StK{.

Der Stellvertreter des StKf.. er War der einziıge unter den führenden Per-
sönlıchkeıten, der der CADU angehörte und ohl über „dıe geringste uto-

CaZrıtät und Bedeutung verfügen schien., nahm ın der ege dıe Verbin-
dung ZUr Katholischen Kırche wahr.

<26Der Hauptabteilungsleiter, Or hatte „dıe größte Kompetenz für
dıe Evangelıschen Kırchen zuständıg; in seinem Bereich wurden auch alle
Eın- und Ausreisen VonNn kırc  ıchen Amtspersonen geregelt.

Eın Abteilungsleıter WAar für die Freikirchen und andere Religionsge-
meınschaften zuständig und Wäar immer ıhr Ansprechpartner.

He bedeutsamen Entscheidungen wurden VO Kollektiv unter
dem Vorsıtz des StKf. der des Hauptabteilungsleiters VOTSCHNOMMEN.

He nlıegen, dıe die Kırchen mıiıt Regierungsstellen regeln wollten,
mußten über die Dienststelle des StKf. gehen Die .„Mittlerstelle“ des
StKf. sollte angeblich eine einheıtliche Behandlung er Relıgionsge-
meıinschaften in der DDR und ihrer nlıegen gewährleısten. och ande-
rerseıts versuchte Nan NıIcC selten. eıne Kırche die anderen ‚ZU-

spielen, die Freikırchen SCcCHCH dıe großen Kırchen und umgekehrt, dıe
Zıele der SED-Kirchenpolitik erreichen. Dr Böttcher, Präsıdent der
Gememnschaft der S IA In der DDR bzw 1969—-1982) und anschlie-
Bend ırekfor des Predigerseminars Friedensau (bıs chrıeb u.a  27

97 Die AGCK erwies sich für UNS als Kirchen Insgesamt als gzule CH-
seifige Informationshilfe und half UNS, manche dieser Intrigen eher
durchschauen. Da die Neuapostolische Kirche nicht darin vertreien
WAGIr, zuch keinen Wert auf Kontakte mıt UNSs egteJOHANNES SCHOLZ  Ich bin eher entlastet, als belastet von Besuchen aus der Dienststelle  heimgekehrt ...“  Kurt Löffler (geb. 1932) war der erste Amtsinhaber aus der Nachkriegs-  Funktionärsgeneration der SED. Er hatte zuvor Funktionen im ZK und im  Kulturministerium ausgeübt und als Sekretär des staatlichen Lutherkomi-  tees (1980-1983) Erfahrungen mit der Kirche gewonnen. Am 13.07.1988  übernahm er schließlich das schwierige Amt nach einer längeren Zwi-  schenpause, in der der Hauptabteilungsleiter die Geschäfte kommissarisch  geführt hatte.  2.4 Die Dienststelle des StKf.  Der Stellvertreter des StKf., er war der einzige unter den führenden Per-  sönlichkeiten, der der CDU angehörte und wohl über „die geringste Auto-  2  rität und Bedeutung  > zu verfügen schien, nahm in der Regel die Verbin-  dung zur Katholischen Kirche wahr.  <c26  Der Hauptabteilungsleiter, er hatte „die größte Kompetenz  , war für  die Evangelischen Kirchen zuständig; in seinem Bereich wurden auch alle  Ein- und Ausreisen von kirchlichen Amtspersonen geregelt.  Ein Abteilungsleiter war für die Freikirchen und andere Religionsge-  meinschaften zuständig und war immer ihr Ansprechpartner.  Alle bedeutsamen Entscheidungen wurden stets vom Kollektiv unter  dem Vorsitz des StKf. oder des Hauptabteilungsleiters vorgenommen.  Alle Anliegen, die die Kirchen mit Regierungsstellen regeln wollten,  mußten stets über die Dienststelle des StKf. gehen. Die „Mittlerstelle“ des  StKf. sollte angeblich eine einheitliche Behandlung aller Religionsge-  meinschaften in der DDR und ihrer Anliegen gewährleisten. Doch ande-  rerseits versuchte man nicht selten, eine Kirche gegen die anderen auszu-  spielen, die Freikirchen gegen die großen Kirchen und umgekehrt, um die  Ziele der SED-Kirchenpolitik zu erreichen. Dr. M. Böttcher, Präsident der  Gemeinschaft der STA in der DDR (1968, bzw 1969-1982) und anschlie-  ßend Direktor des Predigerseminars Friedensau (bis 1990), schrieb u.a.”’:  „Die AGCK erwies sich für uns als Kirchen insgesamt als gute gegen-  seitige Informationshilfe und half uns, manche dieser Intrigen eher zu  durchschauen. Da die Neuapostolische Kirche nicht darin vertreten  war, auch keinen Wert auf Kontakte mit uns legte ... hatte sie sich eine  25  S. Anm. 23.  26  Ebd.  27  Ebd.  272hatte SIE sich eine

25 Anm.
Ebd
Ebd
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STAATSSEKRETAR FÜR KIRCHENFRA:  EN

gewISsSse Sonderrolle ZesC.  en SIie wurde UuNs ab und als VeEr-
ständnisvoall ür die nliegen der DDR vorgehnalten.

Der StK{f. un die Gemeinschaft der SI A

3 1 Die oMzıellen Ontakte der Gemeıinschaftsleitung mit dem StK{.
DDa 6S grundsätzlıch dıe Aufgabe der Dienststelle des StKf. Wäl, dıe Polı-
tık der DDR den Kırchen gegenüber vertretfe Böttcher ‚„„aufzunÖö-

bigen und nıcht auch für die nlıegen der Kırchen dem Staat CN-
über eiınzutreten und nach einem möglıchen Konsens suchen, mußte

Auseıinandersetzungen besonders in pıschen adventistischen elan-
SCH W IEe ın der Sabbatfrage für dıe Schulkınder und der Bausoldaten und
in der Problematık des Wehrkundeunterrichtes kommen.

IIr Böttcher berichtet dus den sechziger Jahren, als er och Sekre-
taär des Verbandes WAäTl, VOoN einem espräc in der Dienststelle des
StK f

„ Damals IN @8 UmM neIne Kinder Bötitcher), die ich Sabbat
nicht E} Schule geschickt habe Ich hatte ZUVOF VOo. Kreis Königswu-
sterhausen IN dieser Angelegenheit Strafbescheide erhalten und nicht
eingelenkt. Das StKF. sSah IN neinem Verhalten eine ‚Provokation die
ernsthafte Folgen haben würde, da ein verantwortlicher Vertreter der
Gemeinschaft, ISO siıch ber Staatsgesetze hinwegsetzte. Man Zab
Bruder Eberhardt (dem Verbandsvorsteher) eine Bedenkzeit VonNn VIier
ochen

Nochmals kam 6S der 70ziger re einer harten Konfrontation in
der Dienststelle des StKf.

Lothar Reiche berichtet darüber. daß D als Abteıilungsleıter für die
Kınder- und Jugendarbeıt Zzusammen mıt dem Vorsteher, Böttcher (ım
Brief M.B.) Dr gerufen worden WAar.  50

(  € Ebd
Unveröffentlichter Brief von Ur Ottcher den Verft.

e Anm Das CNAaAaUC atum des Gespräches mıt Dr. Wılke läßt sıch Ar noch
nıcht feststellen meınt (Anm 23) ‚Da Lothar (Reiche) im Sommer 976 die
Westsächs Vg (Vereinigung) übernahm. muß das Gespräch me1nes Erachtens in der
eıt VO lerbst 9775 bis Frühjahr 976 stattgefunden haben.“
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JOHANNES SCHOLZ

JOHANNES SCHOLZ  „‚ ... Er (gemeint ist Dr. Wilke) forderte damals mit Nachdruck ein  Überdenken unserer Sabbatheiligung. Im Sozialismus könnten solche  Besonderheiten nicht mehr hingenommen werden. Wir sollten das be-  greifen und unsere Gemeindeglieder auf die notwendige Veränderung  vorbereiten. Natürlich sollten wir das nicht mit der staatlichen Forde-  rung begründen, sondern mit einer von uns neu gewonnenen Glau-  benserkenntnis. ‘  So entschieden, wie das vorgetragen wurde, so entschieden widersetz-  ten wir uns diesem Ansinnen. M. B. antwortete:  ‚Wenn sie das von mir fordern, dann lege ich mein Amt nieder!‘  Daraufhin lenkte Dr. Wilke ein. Soweit ich mich erinnern kann, ist  niemals wieder ein solches Ansinnen an uns gestellt worden. “  Dr. M. Böttcher resultiert:  „Ich hatte den Eindruck, daß auch in der Sabbatfrage in der Schule  Jahre hindurch die Dienststelle des Staatssekretärs hart blockiert hat-  te. Man wollte uns unbedingt auf die Linie des Ministeriums für Volks-  bildung festlegen ... Eine vertändnisvollere Haltung ergab sich erst mit  der Berufung von (Klaus) Gysi, als ich bald danach in einem persönli-  chen Gespräch unter vier Augen mit ihm zusammen war. “  Weitere Kontakte ergaben sich im Blick auf besondere Groß-Gottesdien-  ste (Verbands- und Vereinigungsgottesdienste), wozu meist auch auslän-  dische Gäste eingeladen werden sollten, was der Genehmigung durch den  StKf. bedurfte und meist auch dann seinen Niederschlag in der Presse  fand:  „Leipzig (NZ). In der vergangenen Woche tagte in Leipzig die Konfe-  renz der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten der DDR 2000  Gemeindeglieder, Prediger und Abgeordnete der Religionsgemein-  Schaft, unter ihnen Gäste aus Westdeutschland und Vertreter Westber-  lins, waren in der Messestadt zu Gast. Die Konferenz erfreute sich  seitens der staatlichen Stellen allseitiger Förderung und wurde zu ei-  nem Erfolg  Dank für Unterstützung  Den Dank dafür sprachen namhafte Vertreter der Adventistengemein-  schaft dem Beauftragten für Kirchenfragen im Bezirk Le  i{)2ig‚ Pientka  auf einer Begegnung mit dem Bezirksfriedensrat aus ...“  31  S. Anm. 23.  32 Neue Zeit, v. 28.6.1961.  274Er (gemeint 1st Dr ilke) forderte damals mıt Nachdruck en
Überdenken UNSeCTer Sabbatheiligung. Im Sozialismus könnten solche
Besonderheiten nicht mehr hingenommen werden. Wir ollten das hbe-
greifen UN: UNSCYTE Gemeindeglieder auf die notwendige Veränderung
vorbereiten. Natürlich ollten WIF das nicht mıt der staatlichen OVYde-
VUuÜNHS begründen, sondern mıf einer VoN UNS Neu SCWONNECNEN Tau-
hbenserkenntnis.
SO entschieden, WIe das vorgetragen wurde, entschieden wWidersetz-
fen WIFr UNsSs diesem Ansınnen. antwortete

Wenn SICe das mir fordern, annn lege ich men AÄmt nieder!
Daraufhin lenkte Dr Wilke ein. Soweit ich mich erinnern kann, 1S1
niemals wieder ein solches Ansınnen UNS gestellt worden.

Dr Böttcher resultiert:
Ich hatte den Eindruck, daß uch IN der Sabbatfrage INn der Schule
Jahre hindurch die Dienststelle des Staatssekretärs arl blockiert hat-

Man wollte UNS unbedingt auf die Linie des Ministeriums für Olks-
bildung festlegenJOHANNES SCHOLZ  „‚ ... Er (gemeint ist Dr. Wilke) forderte damals mit Nachdruck ein  Überdenken unserer Sabbatheiligung. Im Sozialismus könnten solche  Besonderheiten nicht mehr hingenommen werden. Wir sollten das be-  greifen und unsere Gemeindeglieder auf die notwendige Veränderung  vorbereiten. Natürlich sollten wir das nicht mit der staatlichen Forde-  rung begründen, sondern mit einer von uns neu gewonnenen Glau-  benserkenntnis. ‘  So entschieden, wie das vorgetragen wurde, so entschieden widersetz-  ten wir uns diesem Ansinnen. M. B. antwortete:  ‚Wenn sie das von mir fordern, dann lege ich mein Amt nieder!‘  Daraufhin lenkte Dr. Wilke ein. Soweit ich mich erinnern kann, ist  niemals wieder ein solches Ansinnen an uns gestellt worden. “  Dr. M. Böttcher resultiert:  „Ich hatte den Eindruck, daß auch in der Sabbatfrage in der Schule  Jahre hindurch die Dienststelle des Staatssekretärs hart blockiert hat-  te. Man wollte uns unbedingt auf die Linie des Ministeriums für Volks-  bildung festlegen ... Eine vertändnisvollere Haltung ergab sich erst mit  der Berufung von (Klaus) Gysi, als ich bald danach in einem persönli-  chen Gespräch unter vier Augen mit ihm zusammen war. “  Weitere Kontakte ergaben sich im Blick auf besondere Groß-Gottesdien-  ste (Verbands- und Vereinigungsgottesdienste), wozu meist auch auslän-  dische Gäste eingeladen werden sollten, was der Genehmigung durch den  StKf. bedurfte und meist auch dann seinen Niederschlag in der Presse  fand:  „Leipzig (NZ). In der vergangenen Woche tagte in Leipzig die Konfe-  renz der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten der DDR 2000  Gemeindeglieder, Prediger und Abgeordnete der Religionsgemein-  Schaft, unter ihnen Gäste aus Westdeutschland und Vertreter Westber-  lins, waren in der Messestadt zu Gast. Die Konferenz erfreute sich  seitens der staatlichen Stellen allseitiger Förderung und wurde zu ei-  nem Erfolg  Dank für Unterstützung  Den Dank dafür sprachen namhafte Vertreter der Adventistengemein-  schaft dem Beauftragten für Kirchenfragen im Bezirk Le  i{)2ig‚ Pientka  auf einer Begegnung mit dem Bezirksfriedensrat aus ...“  31  S. Anm. 23.  32 Neue Zeit, v. 28.6.1961.  274Fine vertändnisvollere Haltung ergab sich ersit miıt
der Berufung VoN Klaus) Gysl, als Ich hald danach IN einem persönli-
chen Gespräch Vvier ugen mıit ihm WOAdr.

Weiıtere ontakte ergaben sıch im 1G auf besondere Groß-Gottesdien-
ste (Verbands- und Vereinigungsgottesdienste), WOZU meiıist auch auslän-
dıische aste eingeladen werden ollten. Was der Genehmigung Urc den
StKf. bedurfte und me1ıst auch dann seınen Niederschlag in der Presse
fand

‚Leipzig (NZ) In der VErSUNDENEN Woche 2i IN Leipzig die Konfe-
Fenz der Gemeinschafl der Siebenten-Tags-Adventisten der DDR 2000
Gemeindeglieder, Prediger und Abgeordnete der Religionsgemein-
schaft, iIhnen (Jäste UA[AUS Westdeutschland un Vertreter Westber-
[ins, WÜaFren INn der Messestadt (Jast Die Konferenz erfreute sich
seiıtens der staatlichen Stellen allseitiger Förderung und wurde e1-
em Erfolg
Dank für Unterstützung
Den Dank dafür sprachen namhafte Vertreter der Adventistengemein-
schaft em Beauftragten für Kirchenfragen IM Bezirk LepPZIE, Pientka
auf einer Begegnung mıt em BezirksfriedensratJOHANNES SCHOLZ  „‚ ... Er (gemeint ist Dr. Wilke) forderte damals mit Nachdruck ein  Überdenken unserer Sabbatheiligung. Im Sozialismus könnten solche  Besonderheiten nicht mehr hingenommen werden. Wir sollten das be-  greifen und unsere Gemeindeglieder auf die notwendige Veränderung  vorbereiten. Natürlich sollten wir das nicht mit der staatlichen Forde-  rung begründen, sondern mit einer von uns neu gewonnenen Glau-  benserkenntnis. ‘  So entschieden, wie das vorgetragen wurde, so entschieden widersetz-  ten wir uns diesem Ansinnen. M. B. antwortete:  ‚Wenn sie das von mir fordern, dann lege ich mein Amt nieder!‘  Daraufhin lenkte Dr. Wilke ein. Soweit ich mich erinnern kann, ist  niemals wieder ein solches Ansinnen an uns gestellt worden. “  Dr. M. Böttcher resultiert:  „Ich hatte den Eindruck, daß auch in der Sabbatfrage in der Schule  Jahre hindurch die Dienststelle des Staatssekretärs hart blockiert hat-  te. Man wollte uns unbedingt auf die Linie des Ministeriums für Volks-  bildung festlegen ... Eine vertändnisvollere Haltung ergab sich erst mit  der Berufung von (Klaus) Gysi, als ich bald danach in einem persönli-  chen Gespräch unter vier Augen mit ihm zusammen war. “  Weitere Kontakte ergaben sich im Blick auf besondere Groß-Gottesdien-  ste (Verbands- und Vereinigungsgottesdienste), wozu meist auch auslän-  dische Gäste eingeladen werden sollten, was der Genehmigung durch den  StKf. bedurfte und meist auch dann seinen Niederschlag in der Presse  fand:  „Leipzig (NZ). In der vergangenen Woche tagte in Leipzig die Konfe-  renz der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten der DDR 2000  Gemeindeglieder, Prediger und Abgeordnete der Religionsgemein-  Schaft, unter ihnen Gäste aus Westdeutschland und Vertreter Westber-  lins, waren in der Messestadt zu Gast. Die Konferenz erfreute sich  seitens der staatlichen Stellen allseitiger Förderung und wurde zu ei-  nem Erfolg  Dank für Unterstützung  Den Dank dafür sprachen namhafte Vertreter der Adventistengemein-  schaft dem Beauftragten für Kirchenfragen im Bezirk Le  i{)2ig‚ Pientka  auf einer Begegnung mit dem Bezirksfriedensrat aus ...“  31  S. Anm. 23.  32 Neue Zeit, v. 28.6.1961.  274Anm
Neue eıt. 28.6.1961
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FEbenfalls aus dieser frühen eıt des StKf. stammt ein Bericht des damalı-
sch Vorstehers. Walter FEberhardt über CIiNcC Begegnung mıt dem StIKf.,
der unNns Eıinblick ıin dıe und Weise des Umgangs miteinander gibt.””

Während des Glückwunschaustausches ZUM Jahreswechsel 962/63
mMiıl dem Herrn Staatssekretär für Kirchenfragen der Regierung der
Deutschen Demokratischen epubli Berlin gab ich ıhm g..
drängten schriftlicen Bericht her die Mitarbeit UNSerer Prediger
Gemeinden IN der Deutschen Demokratischen Republik während des
Jahres 71962STAATSSEKRETAR FÜR KIRCHENFRAGEN  Ebenfalls aus dieser frühen Zeit des StKf. stammt ein Bericht des damali-  gen Vorstehers, Walter Eberhardt über eine Begegnung mit dem Sthf  der uns Einblick in die Art und Weise des Umgangs miteinander gibt.””  Während des Glückwunschaustausches zum Jahreswechsel 1962/63  mit dem Herrn Staatssekretär für Kirchenfragen in der Regierung der  Deutschen Demokratischen Republik, Berlin, gab ich ihm einen ge-  drängten schriftlichen Bericht über die Mitarbeit unserer Prediger und  Gemeinden in der Deutschen Demokratischen Republik während des  Jahtes 162 ..  Ich konnte Herrn Staatssekretär mitteilen  Unsere Prediger und Gemeinden leisteten im Sommer 1962 an 340  Orten 11 545 Stunden Erntehilfe, im Herbst an 357 Orten 21 730  Stunden Hilfe in der Hackfruchternte. Am NAW beteiligten sich 497  Personen mit 21 878 Aufbaustunden. Es wurden verliehen an Aufbau-  nadeln in Gold 5, in Silber 8, in Bronce 23, Außerdem Anerkennungen  in anderer Form  Der adventistische Ort Friedensau erntete mit den Seminaristen des  Predigerseminars und landwirtschafilichen Facharbeitern rechtzeitig.  23 ha Getreide, 7,5 ha Kartoffeln, 2 ha Rüben und alle anderen Feld-  früchte auf einer Fläche von 75 ha. Außerdem leisteten sie während  der Hackfruchternte auf drei benachbarten LPG in Pabsdorf, Hohen-  ziatz und Räckendorf in 16 Einsätzen 1 591 Stundenhilfe. Zusätzlich  führten die Angestellten, Seminaristen und Altersheiminsassen 2 750  NAW-Stunden durch.  Gleichzeitig  Während eines Besuches im Staatsekretariat am 5. März d.J. ließ uns  der Herr Staatssekretär seinen herzlichen Dank für diesen Bericht und  die freundliche Mitarbeit unserer Gemeinden und Prediger ausspre-  chen  Es muß aber um des Bildes willen hinzugefügt werden, daß es anderer-  seits nicht wenige Prediger gab, die diese Art der „Anbiederung“ nicht  mitmachten und dies auch dem StKf. bekannt war  Ein weitere wichtige Angelegenheit war die Einreise und Ausreise von  Verantwortungsträgern der Gemeinschaft  3 Brief an den Vorsteher der Märkisch-Lausitzer-Vereinigung vom 21.3.63; Archiv der  STA Friedensau (noch ohne Signatur)  275Ich konnte Herrn Staals vekretär miltteilen
nNsere Prediger un (Gemeinden leisteten Sommer 71962 340
Orten 17 z  45 Stunden Erntehilfe "erbst SS Orten FF 730)
Stunden Z IN der Hackfruchternte Am NAW beteiligten sich 497
Personen MIl GE S78 Aufbaustunden Es wurden verliehen Aufbau-
nadeln old Silber IN Bronce Z Außerdem Anerkennungen

anderer Form
Der adventistische Ort Friedensau erntete milt den Seminaristen des
Predigerseminars und landwirtschaftlichen Facharbeitern rechtzeitig

ha (etreide in ha Kartoffeln ha en und alle anderen eld-
früchte auf Fläche VON £3 ha Außerdem leisteten SIE während
der Hackfruchternte auf rel henachbarten LPG Pabsdorf, Hohen-

Un Räckendorf Finsdätzen 59] Stundenhilfe Zusätzlich
führten die Angestellten Seminaristen und Altersheiminsassen 750)

W-Stunden durch
Gleichzeitig
Während eCINEeN Besuc hes IM Staatsekretariat März ließ UNS$s

der Herr Staatssekretär eiInen herzlichen Dank für diesen Bericht und
die freundliche Mitarbeit UuUNserer (Jemeinden UN Prediger ausSsSpre-
chen

Es muß aber des Bıldes willen hinzugefügt werden anderer-
NıC WECNISC rediger gab dıe dıese der „Anbiederung nıcht

mıtmachten und dies auch dem StKf ekannt War
Eın weıftere wichtige Angelegenheıt Wr dıe Einreise und Ausreıise Von

Verantwortungsträgern der Gemeınnschaft

Brief den Vorsteher der Märkısch Lausıtzer- Vereinigung VO| Archıv der
S[[ A Friedensau nOC hne S1gnatur)
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Der Reiseplan für 198 / sıeht ] Ausreısen VOonNn insgesamt Personen
Ins nıchtsozialıistische Ausland VOT und | Einreisen Von insgesamt
Personen AaUs dem nıchtsozialıistischen Ausland.“*

Außerdem oing Uum die Einreise VOIl ausländischer Studenten ans

Predigerseminar Friedensau und die damıt verbundene ufwertung des
Semimnars als Ausbildungsstätte auch für das sozlalıstische Ausland
(UdSSR, ngarn, Polen, CSSR., Angola und Mocambique), SOWIE dıe
Möglıchkeıit eıner Akkreditierung VON Dozenten Friedensaus uUurc dıe
Andrews-Universiıtät 908] wurde ndlıch möglıch, dıe ersten
ausländıschen Studenten In Friedensau mıt Genehmigung des StKf. auf-
zunehmen.“”

Als s feststand. daß diese Angelegenheıt posItIv beantwortet werden
sollte, hnat sıch auch das eingeschaltet und wollte über diesen Weg
eınen „KOpp die Andrews-Universıität einschleusen. So
berichtet diıe Hauptabteilung Was gleichzeıt1ig dıie Z
sammenarbeiıt zwıischen StKf. und belegt:

A wurde bekannt, daß der Vicepräsident der Generalkonferenz der
512 Dr Hampmpmauill, IM November 1978 gegenüber dem Staatsekretär
für Kirchenfragen die Bıtte äußerte, prüfen, ob das Seminar der
S7A der DDR IN FriedensauJOHANNES SCHOLZ  Der Reiseplan für 1987 sieht 18 Ausreisen von insgesamt 32 Personen  ins nichtsozialistische Ausland vor und 17 Einreisen von insgesamt 21  Personen aus dem nichtsozialistischen Ausland.*  Außerdem ging es um die Einreise von ausländischer Studenten ans  Predigerseminar Friedensau und die damit verbundene Aufwertung des  Seminars als Ausbildungsstätte auch für das Ssozialistische Ausland  (UdSSR, Ungarn, Polen, CSSR, Angola und Mocambique), sowie die  Möglichkeit einer Akkreditierung von Dozenten Friedensaus durch die  Andrews-Universität (USA). 1981 wurde es endlich möglich, die ersten  ausländischen Studenten in Friedensau mit Genehmigung des StKf. auf-  zunehmen.“*  Als es feststand, daß diese Angelegenheit positiv beantwortet werden  sollte, hat sich auch das MfS. eingeschaltet und wollte über diesen Weg  einen IM „Kopp‘ an die Andrews-Universität (USA) einschleusen. So  berichtet die Hauptabteilung XX am 27.2.79, was gleichzeitig die Zu-  sammenarbeit zwischen StKf. und MfS. belegt:  „Es wurde bekannt, daß der Vicepräsident der Generalkonferenz der  STA, Dr. Hammill, im November 1978 gegenüber dem Staatsekretär  für Kirchenfragen die Bitte äußerte, zu prüfen, ob das Seminar der  STA der DDR in Friedensau ..., zu einer Predigerausbildungsstätte der  STA für alle sozialistischen Länder ausgebaut werden kann.  Nach vorliegenden Informationen soll diesem Anliegen zugestimmt  werden ...  Voraussetzung dazu ist, daß die am Seminar tätigen Dozenten einen  Qualifizierungslehrgang an der STA-eigenen Andrews-Universität in  den USA absolvieren.  Aus diesem Grunde bitten wir zu prüfen, inwieweit der IM ‚Kopp‘ Vor-  aussetzungen und Möglichkeiten hat, als Dozent in Friedensau eine  Tätigkeit aufzunehmen ... ‘  Es gelang dem MfS nicht, den Inoffizellen Mitarbeiter (IM) „Kopp“ als  Dozent im Theologischen Seminar Friedensau einzuschleusen  34  Reiseplan 1987 der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten in der DDR, Helm-  holtzstr. 1, Berlin,1160. Archiv der STA Friedensau (noch ohne Signatur).  35  36  S. Anm. 29.  BStU: IM .‚Karl-Heinz Kopp”.  276einer Predigerausbildungsstätte der
S7A TÜr alle sozialistischen Länder ausgebaut werden annn
'ach vorliegenden Informationen soll diesem Anliegen zugestimmt
werdenJOHANNES SCHOLZ  Der Reiseplan für 1987 sieht 18 Ausreisen von insgesamt 32 Personen  ins nichtsozialistische Ausland vor und 17 Einreisen von insgesamt 21  Personen aus dem nichtsozialistischen Ausland.*  Außerdem ging es um die Einreise von ausländischer Studenten ans  Predigerseminar Friedensau und die damit verbundene Aufwertung des  Seminars als Ausbildungsstätte auch für das Ssozialistische Ausland  (UdSSR, Ungarn, Polen, CSSR, Angola und Mocambique), sowie die  Möglichkeit einer Akkreditierung von Dozenten Friedensaus durch die  Andrews-Universität (USA). 1981 wurde es endlich möglich, die ersten  ausländischen Studenten in Friedensau mit Genehmigung des StKf. auf-  zunehmen.“*  Als es feststand, daß diese Angelegenheit positiv beantwortet werden  sollte, hat sich auch das MfS. eingeschaltet und wollte über diesen Weg  einen IM „Kopp‘ an die Andrews-Universität (USA) einschleusen. So  berichtet die Hauptabteilung XX am 27.2.79, was gleichzeitig die Zu-  sammenarbeit zwischen StKf. und MfS. belegt:  „Es wurde bekannt, daß der Vicepräsident der Generalkonferenz der  STA, Dr. Hammill, im November 1978 gegenüber dem Staatsekretär  für Kirchenfragen die Bitte äußerte, zu prüfen, ob das Seminar der  STA der DDR in Friedensau ..., zu einer Predigerausbildungsstätte der  STA für alle sozialistischen Länder ausgebaut werden kann.  Nach vorliegenden Informationen soll diesem Anliegen zugestimmt  werden ...  Voraussetzung dazu ist, daß die am Seminar tätigen Dozenten einen  Qualifizierungslehrgang an der STA-eigenen Andrews-Universität in  den USA absolvieren.  Aus diesem Grunde bitten wir zu prüfen, inwieweit der IM ‚Kopp‘ Vor-  aussetzungen und Möglichkeiten hat, als Dozent in Friedensau eine  Tätigkeit aufzunehmen ... ‘  Es gelang dem MfS nicht, den Inoffizellen Mitarbeiter (IM) „Kopp“ als  Dozent im Theologischen Seminar Friedensau einzuschleusen  34  Reiseplan 1987 der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten in der DDR, Helm-  holtzstr. 1, Berlin,1160. Archiv der STA Friedensau (noch ohne Signatur).  35  36  S. Anm. 29.  BStU: IM .‚Karl-Heinz Kopp”.  276Voraussetzung ZU IST. daß die UM Seminar fätıgen Dozenten einen
Oualifizierungslehrgang Un der /A-eigenen Andrews-Uhniversität In
en FANÄ absolvieren.
Aus diesem Grunde hitten WIF prüfen, Inwiewellt der ‚Kopp Vor-
ausselzungen und Möglichkeiten hat, als Dozent INn Friedensau eine
Tätigkeit aufzunehmenJOHANNES SCHOLZ  Der Reiseplan für 1987 sieht 18 Ausreisen von insgesamt 32 Personen  ins nichtsozialistische Ausland vor und 17 Einreisen von insgesamt 21  Personen aus dem nichtsozialistischen Ausland.*  Außerdem ging es um die Einreise von ausländischer Studenten ans  Predigerseminar Friedensau und die damit verbundene Aufwertung des  Seminars als Ausbildungsstätte auch für das Ssozialistische Ausland  (UdSSR, Ungarn, Polen, CSSR, Angola und Mocambique), sowie die  Möglichkeit einer Akkreditierung von Dozenten Friedensaus durch die  Andrews-Universität (USA). 1981 wurde es endlich möglich, die ersten  ausländischen Studenten in Friedensau mit Genehmigung des StKf. auf-  zunehmen.“*  Als es feststand, daß diese Angelegenheit positiv beantwortet werden  sollte, hat sich auch das MfS. eingeschaltet und wollte über diesen Weg  einen IM „Kopp‘ an die Andrews-Universität (USA) einschleusen. So  berichtet die Hauptabteilung XX am 27.2.79, was gleichzeitig die Zu-  sammenarbeit zwischen StKf. und MfS. belegt:  „Es wurde bekannt, daß der Vicepräsident der Generalkonferenz der  STA, Dr. Hammill, im November 1978 gegenüber dem Staatsekretär  für Kirchenfragen die Bitte äußerte, zu prüfen, ob das Seminar der  STA der DDR in Friedensau ..., zu einer Predigerausbildungsstätte der  STA für alle sozialistischen Länder ausgebaut werden kann.  Nach vorliegenden Informationen soll diesem Anliegen zugestimmt  werden ...  Voraussetzung dazu ist, daß die am Seminar tätigen Dozenten einen  Qualifizierungslehrgang an der STA-eigenen Andrews-Universität in  den USA absolvieren.  Aus diesem Grunde bitten wir zu prüfen, inwieweit der IM ‚Kopp‘ Vor-  aussetzungen und Möglichkeiten hat, als Dozent in Friedensau eine  Tätigkeit aufzunehmen ... ‘  Es gelang dem MfS nicht, den Inoffizellen Mitarbeiter (IM) „Kopp“ als  Dozent im Theologischen Seminar Friedensau einzuschleusen  34  Reiseplan 1987 der Gemeinschaft der Siebenten-Tags-Adventisten in der DDR, Helm-  holtzstr. 1, Berlin,1160. Archiv der STA Friedensau (noch ohne Signatur).  35  36  S. Anm. 29.  BStU: IM .‚Karl-Heinz Kopp”.  276ESs gelang dem nıcht. den Inoffizellen Miıtarbeiıter (IM) „KOop  .. als

Dozent 1Im Theologıschen Semiminar Friedensau einzuschleusen

Reiseplan 987 der (Gemennschaft der S1ebenten- Tags-Adventisten In der DDR, elm-
holtzstr. Berlın. ] 6(0) Archıv der STA Friedensau NOC! ohne 1gnatur).

35 Anm
StU .Karl-Heınz KOpp
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Keın .‚Ostdeutscher Verban mehr, sondern eıne „Gemeinschaft
der STA in der DDR*

Man paßte sıch schließlich den polıtıschen Gegebenheıten d} Wäas etzt-
ıch nach dem Mauerbau ZUr uflösung der ‚„Mitteleuropäi-
schen Divisıon“ und ZUr Gründung der Furo-Afrıka-Division mıt Sıtz in
Bern (Schweiz)

Die Bezeichnung .„Ostdeutscher Verband ODV)“ „geriet zunächst in
den Verdacht eın Heimatverband Vvon Umsıedlern seın c

„ Die olge davon WAdIr, dafß alle orgänge unverhältnismäßig ange
Bearbeitungsfristen benötigten, weil Rückfragen und Recherchen

377bearbeitet werden mußten, sich ach allen Seiten abzusichern.

Die Reaktion der Gemeinschaftsleitung WAär, daß bereıts nfang der
5Ozıger re dıe ersten Kopfbögen mıt der Bezeichnung „Gemeinschaft
der Siebenten-Tags-Adventisten in der gedruc und verwandt
wurden, wWwenn sıch Schreıiben staatlıche Dienststellen in der
DDR handelte

Im innergemeindlichen Sprach- und Schriftverkehr wurde uch weiıter-
hın VO ODV gesprochen hıs der Zusammenlegung 997 des West-
deutschen Verbandes und CODV Zu Nordeutschen Verband

Der OQODV wurde 1954 HECU gegliedert. Die Berliner Vereinigung wurde
in West- und Ostberliner Vereinigung geteılt, doch wurden dıe 25 West-
berlıner Gemeınden bıs Zzu Mauerbau (1961) noch weiıterhın von der
Gemeinschaftsleitung der SA in der I|D)DR betreut, Was auch VO ama-
1gen Vorsteher. ambDbDroc in offizıellen Gesprächen betont wurde.

Kırchner folgerte in seinem Bericht VOT der Enquete-
Kommission”

„ Die Kirchenverfassung VON 1954 schriebh diese Veränderung
gleichsam fest. fn  SO entwickelte sich hereits hemerkenswert bald ein
sachlich-wohlwollendes Verhältnis VON beiden Seiten, das uch INn Öf-
fentlichen Stellungnahmen der Gemeinschaft gesellschaftspoliti-

Enquete-Kommissıon: Aufarbeıitung VON Geschichte und Folgen der SED-Diktatur iın
eutschlan and M Kırchen In der SED-Diktatur 95() Hubert Kıiırchner:
DIie Freikırchen und Religionsgemeinschaften ın der DDR und ihrer Zusammenarbeit
ın der AGCK und ın ıhrem Verhältnis Zzu -Staa: Nomos Verlag, 1995; (Staatse-
kretär arnke. MadIiI Nuschke. 7:3750 BAP- 968, Bundesar-
chıv Potsdam DO-  N Akten des StKf.

38 Enquete-Kommission. 08() (BAP DO-4/1389)
DE



JOHANNES SCHOLZ

schen Ereignissen, die Herstellung un Erprobung VOoON

Atomwaffen da Ausdruck kam Im März 71961 erklärte eın Aus-
schuß der Gemeinschaft: Wir bejahen aufgrund VO Röm die
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik als UNSsSere Obrig-
eı Un schaffen AMau UNSeres Arbeiter- UN: Bauernstaates mıt
(BAP DO-—4/1389) Kurz ach der Grenzschließung Vo UQUS. 719617

eine Einwohnerversammlung VON Friedensau (eine rein adventi-
stische Einrichtung) den einstimmiıgen Beschluß: 7 Wir wollen IN
Vrermn Ort es [UN, WdS dem Aufbau unNnseres Staates dient und AU:
Wohl er friedliebenden Menschen beiträgt. Mait diesem Auftrag und
der Zusage Mitarbeiter stimmen WIr September für die
Kandidaten der Nationalen Front  < Das sich aussprechend
positive Verhältnis wurde uch staatlicherseits unterstrichen. Fine
Stellungznahme des Rates des Bezirkes Magdeburg hebht hervor: ‚Wir
lassen UNS davon leiten, daß die Sekte (SIC!) hisher UNSerem Staat g_
genüber schr PFOZFEeSSIV IN Erscheinung getreien ISL. (Schreiben
‚Staatssekretär Für Kirchenfragen‘, ebd.) Der amalige Vor-
steher der Gemeinschaft, AambDroc: resümıilerte ach seinem Aus-
scheiden, daß IN den szeben Jahren seiner Amltszeit ein sehr Zules
Verhältnis seiner Gemeinschaft ZAUM Staat hestanden habe‘ (Zeitungs-
meldung NEUE ELE (286.6.61)

iıne erneute organısatorische Veränderung fand 9'/] Staftt als der ODV
sıch der Bezirksordnung der DDR anpaßte.””

Miıt dem Mauerbau (196 l Wr die Verbindung innerhalb der Miıtteleu-
ropischen Dıvısıon die ganz eutschlan mfaßte West-
Süd- und Ostdeutscher Verband aum noch möglıch Keın
Vertreter AdUus der DDR konnte Sıtzungen der MED und eın ertreter
der MED konnte Konferenzen und Leıtungssitzungen des ODV mehr
teilnehmen.

Auf der Herbstsitzung der Generalkonferenz (UGUK) 1im Oktober 971
der dıe Vorsteher der dre1ı Verbände der MED extira eingeladen WU[r-

den, beschloß dıe dıe MED mıt der Südeuropälschen vereinen und
fortan als Euro-Afrıka-Divisıon führen. Diese Entscheidung

StU M{fS LZAI/ Nr. 2718 Informatıon über dıe Relıgionsgemeinschaft „Siebenten-
Tags-Adventisten“” ( Ausg „Böttcher betonte. se1it dem 1.7.1971 die
renzen der sechs Vereinigungen der ‚S1ebenten- l ags-Adventisten‘ den renNzen der
staatlıchen Bezirke angepaßt selen. Seıt dem Kt) gehöre die Union der Gemein-
SC| der S1ebenten- Tags-Adventisten in der DDR ZUT Euro-Afrıka Dıvısıon und se1
amı fest mıit der ‚Weltarbeitsgemeinschaft‘ verknüpft.
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fand nıcC dıe ungeteilte „Freude“ der beıden erbande in der Bundesre-
publık. Gleichzeitig War aber auch das Zıel der daß „für uns

ebenso von der Gegenseıte auch offiziell der Kontakt auf der
ene der Gemeinschaft miıt anderen sozlalıstiıschen ern ermöglıicht
werden<40 sollte

Für den StKf. bedeutete diese Neuorganıisatıon die Anerkennung der
DDR-Grenzen und ıhrer Eigenstaatlichkeit” und als „Belohnung“ Ööffnete
sıch Nun auch dıe Mauer wieder für Westkontakte der Gemeinschaft
ertreter AUSs der DDR durften NUunNn seı1ıt 9’/] regelmäßig den Gene-
ralkonferenzen und Lehrgängen und agungen in den USA und in all-
deren nichtsozialıstischen Staaten teilnehmen Gleichzeitig konnten NUunNn
auch eıtende Brüder A4Uus dem westlichen Ausland in die DDR wieder
offızıe ll einreisen.

TOTLZ al des „Entgegenkommens“ und des sıch die gegebenen Rea-
ıtäten Anpassens von seıiten der Gemeinschaft 1e€ das Verhältnis
StKf. nıcht spannungsfrel. SO Schreı Hubert Kirchner“:

ÜF Verärgerung staatlicherseits sorgien Jjetzt uch ımmer wieder
Versuche der Gemeinschaftsleitung, mıt den eingeräumten Möglich-
keiten möglichst großzügig umzugehen, zumal INn Reisefragen (Lin- und
Ausreisen) WIeE auch IN der Auslegung der Schulbesuchsregelung
Sonnabend. Ein Aktenvermerk IN der Dienststelle Staatssekretär für
Kirchenfragen (Z0 42 BAP ;pricht unumwunden ber
‚Erscheinungen VON Unehrlichkeit‘ seitens der Gemeinschaftsleitung,
VOoN ‚,Machenschaften‘, ‚Betrügereien‘ und ‚unehrlicher Haltung‘. VYon
belastenden Momenten ‘ ISst uch spater die ede. Die staatlichen
Stellen zeıgten sich deshalb keineswegs bereil, sich besonderen Wühn-
schen der Gemeinschaft gegenüber entgegenkommend zeigen. Ein

Anm
Archiv für Christlich-Demokratische-Polıitik (ACDP), Bestand 3056ln einem Akten-
vermerk VoO berichtet IIr Irende über eın Gespräch zwıischen ihm, dem Uf{frd
Quast und dem Vorsteher der (GGemeinschaft in der DDR. Herrn Böttcher, indem dieser
über Verlauf und Ergebnis seiner eratung in Schweden mıt dem GK-Präsidenten
Pıerson geführt hat über die mstrukturiıerung der europäischen Divisı10-
NCNn .„‚.Dadurch wiırd den bısher in einem Missıionsstatus befindlıchen nordafrıkanıschen
Gemeiinschaftten Autonomie und Vor allem (Hervorhebung A die ertretung der Sie-
benten- Tags-Adventisten der IDDR ın der Weltgemeinschaft durch die ersetzt,
Uurc iıne eigenständige und unmıttelbare Mitgliedschaft im Exekutivausschuß der
[ICUu bıldenden europälischen Sektion (Dıvısıon) mıt voraussichtlichem Sıtz in der

42
Schweiz und einem Vorsitzenden Qus einem ‚neutralen‘ taat  c.
Enquete-Kommission 08 ] (BAP Do-4/742)

279



SCHOLZ

ber ange eil beharrlich verfolgtes nliegen, für die wehrpflichtigen
Angehörigen der Adventgemeinde die Möglichkeit U: Sanitätsdienst

erwirken, führte nicht ZUM ErfolgJOHANNES SCHOLZ  über lange Zeit beharrlich verfolgtes Anliegen, für die wehrpflichtigen  Angehörigen der Adventgemeinde die Möglichkeit zum Sanitätsdienst  zu erwirken, führte nicht zum Erfolg ...“  Mögliche Ursachen für diese Verärgerung im StKf. dürfte wohl besonders  die Schulfrage gewesen sein. Die Gesprächsführer der Dienststelle des  StKf. haben wohl die Aussagen der Gemeinschaftsleitung anders inter-  pretiert als die Gemeinschaftsleitung es den Gemeinden und betroffenen  Familien gegenüber. Ein Aktenvermerk aus dem Jahr 1978 1läßt dies ver-  muten ;:  „Die Adventisten arbeiten prinzipiell sonnabends nicht,  obwohl, wie  der (Vereinigungsvorsteher) einschränkend sagte, das eine Ermes-  sungsfrage ist. Die Gläubigen arbeiten in Betrieben oft an verantwor-  tungsvollen Positionen und müßten und können da frei entscheiden,  das gleiche treffe für die Schule zu ...“  Die Protokolle und Unterlagen der Gemeinschaft der STA in Bezug auf  die Dienststelle des StKf sind — wie nicht anders in einer Diktatur zu er-  warten — hierzu unergiebig.  Die STA sollte (so StKf.) schließlich unter den Freikirchen und kleinen  Religionsgemeinschaften die meisten Auslandskontakte gehabt haben.  Besuch von Gästen aus dem sozialistischen wie auch aus dem nichtsozia-  listischen Ausland zu Gottesdiensten und Leitungssitzungen war meist mit  einer Begegnung im StKf. oder/und mit der Parteispitze der CDU verbun-  den und fand auch meist ihren propagandistischen Niederschlag in der  DDR-Presse. In einem Brief der Gemeinschaftsleitung an den StKf  K. Löffler wird z. B. die Bitte um eine Begegnung ausgesprochen:  „Berlin, den 13.12.1988  Sehr geehrter Herr Staatssekretär!  Herr Dr. B.B. Beach, Sekretär für auswärtige Angelegenheiten unserer  Gemeinschaft in Washington, USA, sowie Herr Dr. G. Rossi, Sekretär  für auswärtige Angelegenheiten in Bern, Schweiz, möchten vom 3.—  5.7.1989 die DDR besuchen. Es wäre ihnen sehr angenehm, wenn sie  dabei auch ein Gespräch mit Ihnen führen dürften.  4# Text: Sächsisches Hauptstaatsarchiv Nr. 29708, Bl. 188 (handschriftlich unterstrichen  im Original).  280i‘

öglıche Ursachen für diese Verärgerung im StKf. ur ohl besonders
dıe Schulfrage SEWESCH seIn. Dıie Gesprächsführer der Dienststelle des
StKf. en ohl dıe Aussagen der Gemeinschaftsleitung anders inter-
pretiert als dıe Gemeinschaftsleitung CS den Gemeıinden und betroffenen
amılıen gegenüber. Fın Aktenvermerk AQUus dem Jahr 97/8 äßt 1e6$ VOI-

‚„ Die Adventisten arbeiten prinzipiell sonnabends nicht, obwohl WIe
der (Vereinigungsvorsteher, einschränkend f das eine Ärmes-
sungsfi age 1st. Die Gläubigen arbeiten IN Betrieben oft IWOr-
fungsvollen Positionen nd müßten und können da frei entscheiden,
das gleiche fre  ( für die SchuleJOHANNES SCHOLZ  über lange Zeit beharrlich verfolgtes Anliegen, für die wehrpflichtigen  Angehörigen der Adventgemeinde die Möglichkeit zum Sanitätsdienst  zu erwirken, führte nicht zum Erfolg ...“  Mögliche Ursachen für diese Verärgerung im StKf. dürfte wohl besonders  die Schulfrage gewesen sein. Die Gesprächsführer der Dienststelle des  StKf. haben wohl die Aussagen der Gemeinschaftsleitung anders inter-  pretiert als die Gemeinschaftsleitung es den Gemeinden und betroffenen  Familien gegenüber. Ein Aktenvermerk aus dem Jahr 1978 1läßt dies ver-  muten ;:  „Die Adventisten arbeiten prinzipiell sonnabends nicht,  obwohl, wie  der (Vereinigungsvorsteher) einschränkend sagte, das eine Ermes-  sungsfrage ist. Die Gläubigen arbeiten in Betrieben oft an verantwor-  tungsvollen Positionen und müßten und können da frei entscheiden,  das gleiche treffe für die Schule zu ...“  Die Protokolle und Unterlagen der Gemeinschaft der STA in Bezug auf  die Dienststelle des StKf sind — wie nicht anders in einer Diktatur zu er-  warten — hierzu unergiebig.  Die STA sollte (so StKf.) schließlich unter den Freikirchen und kleinen  Religionsgemeinschaften die meisten Auslandskontakte gehabt haben.  Besuch von Gästen aus dem sozialistischen wie auch aus dem nichtsozia-  listischen Ausland zu Gottesdiensten und Leitungssitzungen war meist mit  einer Begegnung im StKf. oder/und mit der Parteispitze der CDU verbun-  den und fand auch meist ihren propagandistischen Niederschlag in der  DDR-Presse. In einem Brief der Gemeinschaftsleitung an den StKf  K. Löffler wird z. B. die Bitte um eine Begegnung ausgesprochen:  „Berlin, den 13.12.1988  Sehr geehrter Herr Staatssekretär!  Herr Dr. B.B. Beach, Sekretär für auswärtige Angelegenheiten unserer  Gemeinschaft in Washington, USA, sowie Herr Dr. G. Rossi, Sekretär  für auswärtige Angelegenheiten in Bern, Schweiz, möchten vom 3.—  5.7.1989 die DDR besuchen. Es wäre ihnen sehr angenehm, wenn sie  dabei auch ein Gespräch mit Ihnen führen dürften.  4# Text: Sächsisches Hauptstaatsarchiv Nr. 29708, Bl. 188 (handschriftlich unterstrichen  im Original).  280Die Protokolle und Unterlagen der Gemeiinschaft der STA in ezug auf

die Dienststelle des StKf sınd wIie nıcht anders in einer Dıktatur ZU e_
wart! hierzu unerglebig.
Die STA sollte (So schließlich er den Freikırchen und kleinen
Religionsgemeinschaften dıe meisten Auslandskontakte gehabt en
Besuch von (jästen AUs$s dem sozlalıstiıschen wIie auch Qus dem nıchtsozlıa-
lıstischen Ausland Gottesdiensten und Leıtungssiıtzungen WäaTr meıst mıt
eıner Begegnung im StKf. Oder/un mıt der Parteispitze der CDU verbun-
den und fand auch me1lst iıhren propagandıstischen Nıederschlag in der
DR-Presse In einem rıe der Gemeinschaftsleitung den StKf

Löffler wırd die Bıtte eiıne Begegnung ausgesprochen:
» 7 Berlin, den 088
Sehr geehrter Herr Staatssekretär!
Herr Dr EeAC: Sekretär für auswärtige Angelegenheiten unserer

Gemeinschaft IN Washington, USAÄ SoWwIe Herr Dr. Ross|, Sekretär
für auswärtige Angelegenheiten IN Bern, Schweiz, möchten VOom 5 a

1989 die DDR hesuchen. Es wWare ihnen sechr angenehm, wWwWenn SIe
dabei uch ein Gespräch mıt Ihnen führen dürften

45 ext Sächsısches Hauptstaatsarchiv Nr. 188 (handschriftlich unterstrichen
Im Orıginal).
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Für PINe baldige Annn Orl ob heı der Vielfalt Ihrer Aufgaben der g_
nannNTe Zeitpunkt eINe solche begegnung zuläßt WAdTe ich Ihnen dank-
bar
Lassen SIe mich nNen UN ren Mitarbeitern Anbetracht der Nähe
des Jahreswechsels en herzliches Dankeschön für die gZule {£USAM-
menarbeilt 211 ver Dienststelle 454 und für das eUC 'ahr persönli-
ches Wohlergehen nd die Fortsetzung des vertrauensvollen Miteinan-
ers wünschen
Es grüßt SIE O27 uch Namen der Gemeinschaft

Reiche
Präsident

Handschriftliıcher Vermerk darunter

Einverstanden Termin Antwort mıl Grußwünschen verbinden
LÖ

Gleıichzeitig War dies auch CI Gelegenheıt für das um Einblick
gemeinschaftsınterne Unterlagen bekommen Dıe Einreisenden en
meiıst dienstliche Dokumente und Adressenverzeichnisse be1 sıch, die
urchweg, ohl me 1st ohne Wıssen des FEinreisenden VonNn den Kontrollor-
Sanch fotografiert wurden. beı der Ausreıise VOoN Steveny. ”

Er weilte seılt em der DDR der Sitzung des Verbands-
ausschusses IN Friedensau teilzunehmen
Von Orlt hrachte die dokumentiert anliegenden Materialien MIl WIe

die statistische UÜbersicht der Mitglieder der Vereinigungen der
DDR

Protokaoall der Schatzmeistertagung Vo zusätzli-
chen Vergütungen Mietbeihilfen weiteren finanziellen Regelungen

Plan der Sommerbibelwochen 1989
—Tagesordnung der Zusammenkunft der Arbeitsgemeinschaft für
Predigtamt Theologie Friedensau DF LD 171988
Daneben führte Erörterungen ZU: Bibelauslegung In englischer
Sprache SOWIE Berichte her Reisen ach 'arokko (September und
November un Luxemburg (Oktober In französischer
Sprache
Anlage Negativfilm

StK{f BAP Bestandssıgnatur 0 14
45 StU 000349
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ach der „Aufwertung“ Friedensaus (des Semiımnars und dadurch auch der
Ortsgemeinde dıe fast vollständıg von STA bewohnt WIF. wurden C1N1-

Male auch ausländısche und westdeutsche Delegationen selbst
auf Mınısterebene nach Friedensau geschickt Wädas natürlıch ebenfalls
der DDR Presse entsprechend ausgewertet wurde Dazu CINC Aussage des
damalıgen Semimnarleiters

Das war für mich 21Nne Gratwanderung

Eıinladung die StKf Gysı und LÖöffler
Der Höhepunkt iM der „Zusammenarbeıt” miıt dem StKf dürfte ohl die
Eınladung nach Bern urc dıe uro Afrıka-Diıvisıon die StKf SCWC-
SC{ SCIMN zuerst Klaus Gysı ager Predigtamtsleıiter der Euro-
Afrıka-Dıiıvısıon der AQUsS$s der DDR stammte noch 987
mıiıt Dr W ıll ein Gespräch u dıe Einzelheıten des Besuches der für den

bıs 25 98 / vorgesehen Wäar regeln Von Dr Wiıll wurde
aliur CINeC Vorlage das Sekretarıat des der SED erarbeıtet

In Aktennotiz VOoO 13 8 / VO  —_ Dr Wiıll Ist lesen

Die schriftliche Zusage des Staatssekretärs ZUF Wahrnehmung der
Einladung DE die Gemeinschaft der STA liegt Bern VOr

er Wahrscheimmlichkei nach hat das diese egegnung NıIC gebillı
(sıehe Z dal} zuletzt noch Absage seitens des StKf kam Die
offizielle Begründung autete Terminschwierigkeıiten Ahnlıch Wäar

beiım eltkongre für Religiöse reinel VO AA 984 Gysı
hatte ugesagt ein Referat halten, aber CT ehnte ann kurzfristig ab
der richtiger: Das ehnte ab4X

Der StKfT.. Kurt Löffler, wurde och 989 VO Vorste-
her der FAD Ludescher ern brieflich für den Aprıl der für
den T September 1990 nach Bern eingeladen Nun dıe Zeıtge-

Aus Gesprächsprotokoll zwıschen D Böttcher und dem Verfasser
StK T Notız VO! 13 987 der Abt BAP Bestandssıgnatur (D- 214

Anm
Brief der Kuro Afrıca LDDIivisıon ern VO Julı 1989 Von Ludescher Kople
dem Besitz VO)  —_ Reıiche

Sehr geehrter err Staatssekretär
SeIt vierzehn Jahren 1STt INCIN Vorrecht die Entwicklung der Gemeinschaft der S1e-
benten- l ags-Adventisten der Deutschen emokratıischen Republık verfolgen
[Die Beziehungen dıe zwıschen der Dienststelle des Staatssekretärs für Kırchen-
fragen und UNsSseTeCT Gemeinschaft bestehen haben iıch tief beeindruckt Offene
Fragen und anstehende TODIemMe konnten dadurch beantwortet bzw Lösung ent-
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schıichte ist vielleicht sollte [Nan ‚„ZUum Glück®® darüber hıinweg-
SCHANZCN.

37 Erfahrungen miıt der Dienststelle des StK{f.

Die Problematıik mıt der Dienststelle

Wıe bereıts erwähnt, Walr eıne Aufgabe des StKf. alle diırekten Kontakte
den Miınısterien abzublocken., Wäas besonders in der Schulfrage g_

SC  a eıne LÖsung für dıe Unterrichtsbefreiung für A-Kınder
Sabbat gerade VOIN StKf. ockıe wurde. Eın weıteres eıspiel, das die
Haltung des StKf belegt, berichtet der ehemalıge Präsıdent unserer Ge-
meınschaft in einem rTIe den Verfasser. ”©

DUure Vermittlung über den Hauptvorstand der CD  C Wr MIr
gelungen, mıt Viceadmiral Verner Vo Ministerium für Nationale
Verteidigung Verbindung 8l 2InNnes möglichen Sanitätsdienstes für

Junge Adventisten aufzunehmen. Das Verständnis dafür Wr vorhanden
und Man suchte nach einer entsprechenden rechtlichen Lösung. Wir
meıinten schon MM zel SemMm. Dann kam einem Gespräch muıt
einem bevollmächtigten Offizier, das IN der Dienststelle des Staatsse-
kretärs mıt dem für UNS zuständigen Abteilungsleiter geführt wurde.
ON dessen Seıte kam sofort en kategorisches Nein für Anliegen,
obwohl hereits 217 Weg dafür vorbereitet WOAr. Als Be-
gründung wurden kirchenpolitische Gründe angeführt. Das wurde
vielleicht auch deshalb noch verstärkt, weiıl ich zunächst die direkte
Verbindung nach Straußberg gesucht hatte Ich wußte aber, daß auf

gegengeführt werden. Auf diese Weıise ist eın Verhältnıs gegenseıtigen Vertrauens
entstanden. das ich persönlıch sehr schätze. arf ich Ihnen, sehr geehrter Herr Staats-
sekretär. eınen Wunsch unterbreıten. der schon seıt längerer eıt beı mIır este! Ich
WEI1SS. dass hr Terminplan durch Ihre vielen Verantwortungen und Verpflichtungen

voll ausgebucht ist. Dennoch möchte ich Sıie iIm amen der Generalkonferenz der
Stiebenten- T ags-Adventisten, Euro-Afrika. Dıvisıon. einem Besuch nach Bern ein-
laden FSs ürde ıch reuen. diese Begegnung Im Jahr 990 verwirklıcht WEeT-
den könnte Diese Einladung gılt uch rer werten (jattın Wır würden nen über-
lassen. wWwen Sıie us Ihrem Mitarbeiterkreis zusätzliıch für diesen Besuch vorsehen
möchten FSs wiırd sıcherlich nıcht leicht se1n. einen für el Teiıle annehmbaren ler-
mın testzulegen. Ich erlaube MIr. wWwEeI aten NENNECN,

nm 23 [)as Gespräch tand A statt Staatlıcherseits nahm daran teil Ge-
UOSSC Oberst Ackermann M.f. Nationale Verteidigung, eNOSsSe Dr. 1  e, Genossin
Danott: kirchlicherseits: Herr Böttcher. err Reiche StKf. Information: BAP., Be-
standssıgnatur 0-4. 450 I1{
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dem offiziellen Weg über die Dienststelle des Staatssekretär nichts
erreichen W:  -

& X

Zu eacNten ist, daß dıe Funktionäre für Kirchenfragen be1 den Kreisen
und in den Städten keine ı1tarxDeıter des StKf., sondern Funktionäre des
Ministeriums des Innern /atrcn

Die me1listen nıcht alle Miıtarbeiıter der Abt Kırchenfragen
außerdem auch des in Dresden-  ıtte, Wäas mır die

ehemalıge Inhaberıin des Amtes in einem persönlıchen espräc 995
bekannte > He Berichte der Miıtarbeıter für in den Kreisen wurden
sechsfach ausgefertigt und wurden auch dem ausgehändıgt.:

.„Verteilerschlüsse!l
SED Kreisleitung: ekretar
Rat des Kreises: Vorsitzender
Rat des Bezırkes: 1 .Stellvertreter. Vorsitzender nneres
Rat des Kreises: Stellvertreter des Vorsitzenden nneres

des Leıter
der Natıonalen Front Kreissekretär“

Dıie Dienststelle des StKf. ehl Sıe wurde vVvon den Funktionären für
Kırchenfragen in den Bezirken und Kreisen Schulungen und be1 Be-
SCRHNUNSCH mıt Geistlichen oft hinzugezogen, War ihnen gegenüber aber
nıcht weisungsberechtigt.

Wahrscheinlich wurde der Charakter des StKf. und der Funktionäre in
den Kreıisen und Bezirken der Abt allgemeın Von der enrner der
Amtsträger verkannt. Iiese staatlıche Dienststelle War auf der örtlıchen
ene Ansprechpartner be1 Problemen und Konflıkten, „zuständig“ für
Druckgenehmigungen mehr. Im autTe der Zeıit entstanden uch
„Vertrauensverhältnisse“ den Vertretern der Überwachungs- und
Lenkungsorgane und den Kırchenvertretern. Wiıeweıt Ss1ie echt Waren sel-
tens der staatlıchen Funktionäre. läßt sıch schwer beurteilen. Bedenklich
erscheıinen S1ieE zumındest dort, der Staatsfunktionär geradezu Zu

„Seelsorger“ des Pastors wurde., [Nan seiınen Frust iber dıe eigene
Kırche, über seine Dienststelle über seine Kırchenmitglieder beı ihm ab-
lud, B€

97JOHANNES SCHOLZ  dem offiziellen Weg über die Dienststelle des Staatssekretär nichts zu  erreichen war. “  Zu beachten ist, daß die Funktionäre für Kirchenfragen bei den Kreisen  und in den Städten keine Mitarbeiter des StKf., sondern Funktionäre des  Ministeriums des Innern waren.  Die meisten — wenn nicht alle — Mitarbeiter der Abt. Kirchenfragen  waren außerdem auch IM des MfS. so z. B. in Dresden-Mitte, was mir die  ehemalige Inhaberin des Amtes in einem persönlichen Gespräch 1995  bekannte.”' Alle Berichte der Mitarbeiter für Kf. in den Kreisen wurden  sechsfach ausgefertigt und wurden auch dem MfS. ausgehändigt.:  „Verteilerschlüssel  — SED Kreisleitung: 1. Sekretär  — Rat des Kreises: Vorsitzender  — Rat des Bezirkes: 1.Stellvertreter. Vorsitzender f. Inneres  — Rat des Kreises: Stellvertreter des Vorsitzenden f. Inneres  — KD des MfS.: Leiter  — KA der Nationalen Front: Kreissekretär“  Die Dienststelle des StKf. fehlt. Sie wurde von den Funktionären für  Kirchenfragen in den Bezirken und Kreisen zu Schulungen und bei Be-  gegnungen mit Geistlichen oft hinzugezogen, war ihnen gegenüber aber  nicht weisungsberechtigt.  Wahrscheinlich wurde der Charakter des StKf. und der Funktionäre in  den Kreisen und Bezirken der Abt. Kf. allgemein von der Mehrheit der  Amtsträger verkannt. Diese staatliche Dienststelle war auf der örtlichen  Ebene Ansprechpartner bei Problemen und Konflikten, „zuständig‘“ für  Druckgenehmigungen u.a. mehr. Im Laufe der Zeit entstanden auch  „Vertrauensverhältnisse“ zw. den Vertretern der Überwachungs- und  Lenkungsorgane und den Kirchenvertretern. Wieweit sie echt waren sei-  tens der staatlichen Funktionäre, läßt sich schwer beurteilen. Bedenklich  erscheinen sie zumindest dort, wo der Staatsfunktionär geradezu zum  „Seelsorger“ des Pastors wurde, wo man seinen Frust über die eigene  Kirche, über seine Dienststelle über seine Kirchenmitglieder bei ihm ab-  lud, z. B.”:  „... Auf der Fahrt erzählte Herr M ..., daß er Schwierigkeiten mit ei-  ner Familie seiner Glaubensfreunde hat. Diese wollten solange Herr  M ... politisch mitarbeitet, keine Gemeindeabende mehr besuchen.  51  5  Frau Liebsch. Gesprächsprotokoll (Sign. des Verfassers: SO 11/016).  Sächsisches Hauptstaatsarchiv (SHSt): BT/RdB Dresden (Zwibo) Nr. 33029/2, Bl. 76.  284Auf der anr erzählte HerrJOHANNES SCHOLZ  dem offiziellen Weg über die Dienststelle des Staatssekretär nichts zu  erreichen war. “  Zu beachten ist, daß die Funktionäre für Kirchenfragen bei den Kreisen  und in den Städten keine Mitarbeiter des StKf., sondern Funktionäre des  Ministeriums des Innern waren.  Die meisten — wenn nicht alle — Mitarbeiter der Abt. Kirchenfragen  waren außerdem auch IM des MfS. so z. B. in Dresden-Mitte, was mir die  ehemalige Inhaberin des Amtes in einem persönlichen Gespräch 1995  bekannte.”' Alle Berichte der Mitarbeiter für Kf. in den Kreisen wurden  sechsfach ausgefertigt und wurden auch dem MfS. ausgehändigt.:  „Verteilerschlüssel  — SED Kreisleitung: 1. Sekretär  — Rat des Kreises: Vorsitzender  — Rat des Bezirkes: 1.Stellvertreter. Vorsitzender f. Inneres  — Rat des Kreises: Stellvertreter des Vorsitzenden f. Inneres  — KD des MfS.: Leiter  — KA der Nationalen Front: Kreissekretär“  Die Dienststelle des StKf. fehlt. Sie wurde von den Funktionären für  Kirchenfragen in den Bezirken und Kreisen zu Schulungen und bei Be-  gegnungen mit Geistlichen oft hinzugezogen, war ihnen gegenüber aber  nicht weisungsberechtigt.  Wahrscheinlich wurde der Charakter des StKf. und der Funktionäre in  den Kreisen und Bezirken der Abt. Kf. allgemein von der Mehrheit der  Amtsträger verkannt. Diese staatliche Dienststelle war auf der örtlichen  Ebene Ansprechpartner bei Problemen und Konflikten, „zuständig‘“ für  Druckgenehmigungen u.a. mehr. Im Laufe der Zeit entstanden auch  „Vertrauensverhältnisse“ zw. den Vertretern der Überwachungs- und  Lenkungsorgane und den Kirchenvertretern. Wieweit sie echt waren sei-  tens der staatlichen Funktionäre, läßt sich schwer beurteilen. Bedenklich  erscheinen sie zumindest dort, wo der Staatsfunktionär geradezu zum  „Seelsorger“ des Pastors wurde, wo man seinen Frust über die eigene  Kirche, über seine Dienststelle über seine Kirchenmitglieder bei ihm ab-  lud, z. B.”:  „... Auf der Fahrt erzählte Herr M ..., daß er Schwierigkeiten mit ei-  ner Familie seiner Glaubensfreunde hat. Diese wollten solange Herr  M ... politisch mitarbeitet, keine Gemeindeabende mehr besuchen.  51  5  Frau Liebsch. Gesprächsprotokoll (Sign. des Verfassers: SO 11/016).  Sächsisches Hauptstaatsarchiv (SHSt): BT/RdB Dresden (Zwibo) Nr. 33029/2, Bl. 76.  284daß Schwierigkeiten mıt e1-
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STAATSSEKRETAR FÜR KIRCHENFRAGEN

HerrSTAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  Herr M ... führte eine Aussprache mit dieser Familie und weil diese  Familie bereits unter einigen Glaubensfreunden gegen Herrn M ... ge-  arbeitet hatten, führte er noch eine offene Aussprache in einem Ge-  meindeabend. Dort bekannte er sich offen zu unserem Staat und er-  klärte seinen ‚Brüdern und Schwestern‘ warum er sich politisch enga-  gierte. ‘  Ein zweites Beispiel”®:  „Wie der Prediger X. der STA in Y. im Gespräch informierte, haben  etliche Glieder seiner Gemeinde seinen Eintritt in die CDU nicht be-  sonders gern gesehen. X. selbst ist aber davon nicht beeindruckt. Ob  die geplante Versetzung im Jahre 1986 nach Z. damit in Zusammen-  hang zu sehen ist, ist noch nicht klar ... (Namen verfremdet) “  So wurden Einladung und Besuche gegenseitig ausgesprochen und ver-  einzelt sprach man sich sogar mit Du an. Teilweise schienen die Funktio-  näre für Kf. ja auch zu helfen, so z. B. in der Suche nach einer Lehrstelle  für die eigenen Kinder.  Erfahrungen einzelner Prediger bestätigen die bisherigen Ausführun-  gen über die Dienststelle des StKf. und über die Funktionäre für Kf. in  den Kreisen und Bezirken auch im Einzelfall  In der Schulfrage“:  Am 19.09.1965 hatte ich mich in der Schulangelegenheit meiner ältesten  Tochter an den Volkskammerpräsidenten Prof. Dr. Dieckmann (LDPD)  gewandt. Nach einem Gespräch im Amtssitz des Volkskammerpräsiden-  ten mit dessen Sekretär (SED) und seinem persönlichen Referenten  (LDPD) wurde meine Eingabe an den StKf. weitergeleitet, was mir am  6.10.1965 durch den Abteilungsleiter Kusch mitgeteilt wurde. Nachdem  zwei Gespräche zwischen dem Abteilungsleiter Kusch und mir im Amts-  sitz des StKf. in Berlin stattgefunden hatten und zu keinem letztgültigen  Ergebnis geführt hatten, wurde mir mitgeteilt, daß meine Eingabe an das  Ministerium für Volksbildung weitergeleitet sei, was letztlich die Inkom-  petenz des StKf. bei anstehenden Entscheidungen aufzeigte:  „.... Ob und inwieweit in der von Ihnen vorgetragenen Angelegenheit  eine Möglichkeit besteht für diesen Fall eine Ausnahmeregelung zu  53  SHSt: B 0298; SO V/14, S. 55.  * Ordner: „Schulangelegenheiten“: im persönlichen Besitz.  285führte eine Aussprache mit dieser Famaulie un weil diese
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SCHOLZ

reffen, kannn nicht durch die Dienststelle des Staatssekretärs für Kır-
chenfragen entschieden werden.
Wir en deshalb Ihre Eingabe dem Ministerium für Volksbil-
dung zugeleitet miıt der Bitte, prüfen, Inwieweilil Tem Anliegen enl-

sprochen werden kann., UN: hıtten SNIE, eine weilitere Mitteilung VoN

Ort abzuwartenJOHANNES SCHOLZ  treffen, kann nicht durch die Dienststelle des Staatssekretärs für Kir-  chenfragen entschieden werden.  Wir haben deshalb Ihre o.g. Eingabe dem Ministerium für Volksbil-  dung zugeleitet mit der Bitte, zu prüfen, inwieweit Ihrem Anliegen ent-  sprochen werden kann,  und bitten Sie, eine weitere Mitteilung von  dort abzuwarten ...‘  Vom Ministerium für Volksbildung kam am 24.05.1966 eine Ablehnung  unseres Antrages:  „... Eine weitere Seite der Bindung der Religionsgemeinschaften an  die Staats- und Rechtsordnung zeigt sich auch in der Pflicht der Reli-  gionsgemeinschaften, die Gebote und Verbote des Staates ohne Aus-  nahme zu beachten.  Diese Rechtslage war immer schon gegeben und wird auch heute von  namhaften Staats- und Kirchenrechtlern folgendermaßen vertreten:  Staatsgesetz geht vor Religionsgebot. Was die Staatsgesetze als staats-  gefährlich, sicherheits- oder sittenwidrig, ordnungswidrig, oder_aus  einem sonstigen Grunde verbieten (handschriftlich unterstrichen vom  Unterzeichner Studienrat Rückert, Sektorenleiter für Arbeit und  Recht), wird nicht dadurch erlaubt, daß es in Ausübung einer religiö-  sen Überzeugung geschieht.  Abgesehen davon ist außerdem zu berücksichtigen, daß die tatsächli-  che Trennung von Staat und Kirche, wie sie sich aus der Verfassung  der DDR ergibt, auch die Trennung von Kirche und Schule einschließt  Es sind bisher keine Unterlagen aufgefunden worden, die belegen würden,  daß der StKf. an der Absetzung des hochdekorierten Kreisschulrates an  dem Tage, als er den Prozeß gegen uns eröffnen wollte, mit beteiligt war  oder ob sie allein vom Ministerium für Volksbildung entschieden wurde.  Bis zur Fachschule und während der Berufsausbildung wurde das  Nichterscheinen unserer vier Kinder zum Unterricht an allen Sonnabenden  (es betrifft den Zeitraum 1965 bis 1986) von nun an von Seiten der Schul-  behörden geduldet. Wobei der Zeitraum von 1975 bis 1986 mehr oder  weniger unter dem „Schutz‘“ des Staatsratsvorsitzenden stand, als daß es  eine Entscheidung des StKf. gewesen wäre. In allen späteren Schulpro-  blemen haben wir uns als Familie jeweils direkt an die SED (Halle und  Görlitz) gewandt und nie mehr an den StKf., was jedesmal ein für uns  positives Ergebnis zur Folge hatte  286Vom Mınısterium für Volksbildung kam eiıne Ablehnung
unseres ntrages:
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STAATSSEKRETAR FÜR KIRCHENFRAGEN

|Jer Fall des Prediger ”G HSC in Magdeburg äßt dagegen den StKf.
(Klaus ySI In einem günstigeren 1C erscheinen”

Seıit dem WAar beim Staatsanwalt des Bezıirkes Magdeburg
eın Ermittlungsverfahren dıe Famılıe und hre achtzehnjährıgen
Tochter anhängıg. Die Famılıe hatte mehrmals eınen Ausreiseantrag g-
stellt und War in ihrem Bemühen von Pastor 10b unterstutzt worden.

In dem Schriftstüc aQus der Dienststelle des StKf. Vo 11.06.80, das
keinen Schriftkopf noch eıne Unterschrı trägt, ırd olgende Beurteilung
getroffen:

? 9 Diese festgestellten Handlungen des Predigers HIOB stellen
Straftaten IM SIinne einer staatsfeindlichen Verbindungsaufnahme bzw.
landesverräterischen Agententätigkeit dar un können deshalb straf-
rechtliche und strafprozessuale Konsequenzen ach sich ziehenSTAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  Der Fall des Prediger „G H“ in Magdeburg läßt dagegen den StKf.  (Klaus Gysi) in einem günstigeren Licht erscheinen””:  Seit dem 31.05.1980 war beim Staatsanwalt des Bezirkes Magdeburg  ein Ermittlungsverfahren gegen die Familie K. und ihre achtzehnjährigen  Tochter anhängig. Die Familie hatte mehrmals einen Ausreiseantrag ge-  stellt und war in ihrem Bemühen von Pastor Hiob unterstützt worden.  In dem Schriftstück aus der Dienststelle des StKf. vom 11.06.80, das  keinen Schriftkopf noch eine Unterschrift trägt, wird folgende Beurteilung  getroffen:  39000  Diese festgestelllen Handlungen des Predigers HIOB stellen  Straftaten im Sinne einer staatsfeindlichen Verbindungsaufnahme bzw.  landesverräterischen Agententätigkeit dar und können deshalb straf-  rechtliche und strafprozessuale Konsequenzen nach sich ziehen ...“  Dieser Textabschnitt ist am linken Rand handschriftlich doppelt unterstri-  chen und mit zwei Ausrufezeichen versehen. Außerdem ist handschriftlich  hinzugefügt:  „Wie stand die Gemeinschaftsleitung dazu? “  Was war geschehen? Was hatte die Abt. K 1 der DVP festgestellt? (ent-  sprechende Unterlagen fanden sich auch in den Archiven des MfS. der  Gauckbehörde):  „— Ende 1978 nahm Prediger HIOB im Auftrag der Beschuldigten po-  stalische Verbindung zu den in der BRD und Berlin (West) etablierten  Feindorganisationen ‚Hilferuf von drüben e.V.‘ (HvD) und ‚Gesell-  schaft für Menschenrechte‘ (GfM) auf, ...  — Im März und April 1980 stellte Prediger HIOB der Beschuldigten für  die weitere Aufrechterhaltung dieser Verbindungen seine eigene An-  schrift sowie Anschriften mehrerer Mitglieder der Religionsgemein-  schaft in Magdeburg zur Verfügung und brachte selbst Briefe zum Ver-  sand, die an Mitglieder dieser Feindorganisationen gerichtet waren.  — Seit April 1980 stellte Prediger HIOB außerdem seinen Telefonan-  schluß für die Übermittlung von Informationen an Mitglieder der ‚Ge-  sellschaft für Menschenrechte‘ in Berlin (West) zur Verfügung.  — Ende April/Anfang Mai 1980 fand im Objekt der Religionsgemein-  schaft in Friedensau  ein Treffen des Prediger HIOB und des ihm  übergeordneten Predigers Werner SCHULZ mit der Beschuldigten K.  58  StKf: BAP, Bestandssignatur 0-4,448. Bd. I.  287Dieser Textabschnuitt ist Iınken and handschrı  ıch doppelt unterstri-

chen und mıt Zzwel Ausrufezeichen versehen. uberdem ist handschriftlich
hinzugefügt:

) ) Wie stand dıe Gemeinschaftsleitung dazu? ‘

Was War geschehen” Was hatte dıe Abt der DV P festgestellt”? (ent-
sprechende Unterlagen fanden sıch auch in den Archıiven des der
Gauckbehörde)

nde 078 nahm Prediger HIOB IM Auftrag der Beschuldigten p-
stalische Verbindung Zl den IN der un Berlin es etablierten
Feindorganisationen ‚Hilferuf VoN drüben e.V. V und ‚Gesell-
schaft für Menschenrechte‘ (GfM) auf,STAATSSEKRETÄR FÜR KIRCHENFRAGEN  Der Fall des Prediger „G H“ in Magdeburg läßt dagegen den StKf.  (Klaus Gysi) in einem günstigeren Licht erscheinen””:  Seit dem 31.05.1980 war beim Staatsanwalt des Bezirkes Magdeburg  ein Ermittlungsverfahren gegen die Familie K. und ihre achtzehnjährigen  Tochter anhängig. Die Familie hatte mehrmals einen Ausreiseantrag ge-  stellt und war in ihrem Bemühen von Pastor Hiob unterstützt worden.  In dem Schriftstück aus der Dienststelle des StKf. vom 11.06.80, das  keinen Schriftkopf noch eine Unterschrift trägt, wird folgende Beurteilung  getroffen:  39000  Diese festgestelllen Handlungen des Predigers HIOB stellen  Straftaten im Sinne einer staatsfeindlichen Verbindungsaufnahme bzw.  landesverräterischen Agententätigkeit dar und können deshalb straf-  rechtliche und strafprozessuale Konsequenzen nach sich ziehen ...“  Dieser Textabschnitt ist am linken Rand handschriftlich doppelt unterstri-  chen und mit zwei Ausrufezeichen versehen. Außerdem ist handschriftlich  hinzugefügt:  „Wie stand die Gemeinschaftsleitung dazu? “  Was war geschehen? Was hatte die Abt. K 1 der DVP festgestellt? (ent-  sprechende Unterlagen fanden sich auch in den Archiven des MfS. der  Gauckbehörde):  „— Ende 1978 nahm Prediger HIOB im Auftrag der Beschuldigten po-  stalische Verbindung zu den in der BRD und Berlin (West) etablierten  Feindorganisationen ‚Hilferuf von drüben e.V.‘ (HvD) und ‚Gesell-  schaft für Menschenrechte‘ (GfM) auf, ...  — Im März und April 1980 stellte Prediger HIOB der Beschuldigten für  die weitere Aufrechterhaltung dieser Verbindungen seine eigene An-  schrift sowie Anschriften mehrerer Mitglieder der Religionsgemein-  schaft in Magdeburg zur Verfügung und brachte selbst Briefe zum Ver-  sand, die an Mitglieder dieser Feindorganisationen gerichtet waren.  — Seit April 1980 stellte Prediger HIOB außerdem seinen Telefonan-  schluß für die Übermittlung von Informationen an Mitglieder der ‚Ge-  sellschaft für Menschenrechte‘ in Berlin (West) zur Verfügung.  — Ende April/Anfang Mai 1980 fand im Objekt der Religionsgemein-  schaft in Friedensau  ein Treffen des Prediger HIOB und des ihm  übergeordneten Predigers Werner SCHULZ mit der Beschuldigten K.  58  StKf: BAP, Bestandssignatur 0-4,448. Bd. I.  287Im März UN: April 71980 stellte Prediger HIOB der Beschuldigten für
die weıtere Aufrechterhaltung dieser Verbindungen seiIne eigene An-
schrift sSowIlLe Anschriften mehrerer Mitglieder der Religionsgemein-
schaft IN Magdeburg ZUF Verfügung und rachte selhbst Briefe ZU.| Ver-
sand, die Mitglieder dieser Feindorganisationen gerichtet

eılt LDFI 1980 stellte Prediger HIOB außerdem seinen Telefonan-
schluß für die Übermittlung VON Informationen Mitglieder der ‚Ge-
sellschaft für Menschenrechte‘ IN Berline ZUur Verfügung.

nde April/Anfang Maı 1980 fand IM Objekt der Religionsgemein-
schaft IN Friedensau ein Treffen des Prediger HIOB und des ihm
übergeordneten Predigers Werner SC.HULZ mıl der Beschuldigten

StKf BAP Bestandssignatur-Bd
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Im Verlauf dieses Ireffens wurde der Beschuldigten durch diese
rediger weılıtere Unterstützung zugesichert und S7ZE veranlaßt, wWIe der
angebliche arlyrer Brüsewitz 21n Signal selzen (handschriftlich
unterstrichen IM Original) und ZUFr Erzwingung ihres rechtswidrigen
Übersiedlungsantrages IN Juni 1980 IN einen Hungerstreik
Ireien.
Von diesem Vorhaben selizlte die Beschuldigte Einbeziehung
des Predigers HIOB die genannten Feindorganisationen IN Kenntnis,
woraufhin VON diesen Organisationen entsprechende Meldungen INn
westlichen Presseorganen SOWILeE die DDR gerichtete Flugblat-
taktionen veranlaßt wurden. ur Unterstützung dieser Aktivitäten
übermittelte HIOB IM pri 1980 ein Familienfoto der die
‚Gesellschaft für Menschenrechte ‘ uperdem unterrichtete die

auf telegrafischem Wege her die erfolgte Inhaftierung der Fa-
milie
Die festgestellten Aktivitäten des Predigers HIOB sind durch überein-
stimmende Aussagen der Beschuldigten sSOowIe UNC. umfangreiches bei
der Wohnungsdurchsuchung sichergestelltes Beweismaterial erwliesen.
SO wurden Notizen VOoN HIOB her Deckadressen SOWIe mehrere
mit der Anschrift VonN HIOB versehene Briefe der ebenfalls hbekannten
Feindpersonen KOLNING, BO un beschlag-
nahmt.

ach Auskunft des damalıgen Präsiıdenten der SIA, IIr Böttcher, kam
einem espräc mıt Dr Gysı 90 - Wäas Sanz ungewöhnlıch WaTr
1er ugen  .. der Dienstelle des StKf.°©. in dem dieser dıe sofortige

Versetzung von Prediger 10b aUs dem Bezırk Magdeburg forderte, da CI

(Gysı) SONS nıchts für den rediger 10b tun könne. Prediger 10hb wurde
darauf hın nach Ofsdam ersefizt und CS wurde ihn eın Verfahren
eingeleıtet. ber dıe Gefahr, ın der ST geschwebt hatte., erfuhr erst ach
der „Wende“ durch dıe aufgefundenen en

Eingabe für den Bausoldat V A-Standort Ostritz >
Der Bausoldat Wr im Dezember 981 nach Ostrıtz eın Ersatzteildepot
für Panzer der NVA versetzt worden. br hatte Befreiung VO Diıenst

Sonnabend a  a gebeten und auf rund der Ablehnung seines

Anm
Der Brief ist noch nıcht wieder aufgefunden. Zitiert AaUS dem Gedächtnis des erfas-
SCIS
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Gesuches den Dienst schlıe  ich verweigert. Die Sıtuation ın Ostrıtz, die
die Angelegenheıt erschwerte, WAär, da dort grundsätzlıch sonntags eın
Dienst Stattian Br hatte sıch aber Sonntag innerhalb der Kaserne
Arbeıiıt gesucht. Es wurde Ausgangssperre verhängt und ıhm mıt
„Schwedt“ (Milıtärgefängn1s) gedroht, WEenNnn ST kommenden ONN-
en den [ienst wieder verweigern würde.

In eiıner Eıngabe wandte ich mich als zuständıger Pastor über uUunNnseTe
Berlıiıner Dienststelle Al den StKf. In dem rıeargumentierte ich u
ich bısher den Jugendlichen in den Gemeiıinden meınes Zuständigkeıitsbe-
reiches z/zu Dienst als Bausoldaten in der NVA geraten habe, wWenn
aber das Sabbatproblem SIE in Miılıtärhaft bringen würde, müßte ich ıhnen
in der Zukunft ZUr völlıgen Verweigerung raten, da s1e ann „nur‘  ‚.. VOT eın
Zıvilgericht kämen.

[Das StKf. reaglerte sofort In der kommenden OC wurde ich an gC-
rufen und gebeten ıch sofort darum kümmern, ob sıch die Angele-
genheıt unserer Zufriedenheit geregelt habe Für alle weıteren SIA, die
in Ostrıtz und in der Außenstelle ‚„Charlottenhof“ ihren Dıenst in den fol-
genden Jahren versehen mußten, gab keıne Sabbatprobleme mehr.

Das rgebnis (Urtei
Dıie Beurteilung der Dienststelle des StKf.

Natürlıch hat sıch auch diese Einrichtung und ihre ertreter (sıehe ysS1ı
1im auTfe der über Jahre des Bestehens dieser Dienststelle wIeE die
I IDDR verändert. Wahrscheinlich älßt sıch auch das unter-
schiedliche Verhalten der Dienststelle des StKf. in den zuletzt geschilder-
ten ZWEI Fällen erklären, also zwıschen der ersten Eingabe VoN 965 und
den weıteren Adus den SOzıger Jahren

Be1l aller andlung und zunehmendem konzılıantem Umgang mıt Kır-
chenvertretern und einzelnen rısten 1e dennoch bıs zule eın
Instrument ın den Händen der SED, dıe auf Dıktatur und Unterdrückung
aufbaute. Die Kırchenpolıitik der 8Ozıger re Stan: auch unter dem Stre-
ben des SED-Regimes internationale Anerkennung. Man wollte be-
sonders nach Helsinki, nach der ZE-Konferenz (Konferenz ber S1-
cherheit und Zusammenarbeiıt In Luropa) unbedın außenpolitisch den
Eindruck einer rigoristischen Kırchenpolıitik vermeıden.

FEın etztes Urteil aus heutiger 1C über dıe Kırchenpolitik der DDR
VO letzten Präsıdenten uUuNnsereT Gemeinschaft in der DD  z
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F Negatıv WF, daß die DDR IN es und alle ihre Nase reinzustek-
ken versuchte, her DOSILIV empfand ich gegenüber heute daß C E
Kirchen staatlicherseits zentral informiert, hestimmten Anlässen
eingeladen UN: gehört wurden.
Heute MUSSeCN sich die Freikirchen Gehör verschaffen; enn der Staat
denkt hei Kirchen die hbeiden großhen KirchenJOHANNES SCHOLZ  900n  Negativ war, daß die DDR in alles und alle ihre Nase reinzustek-  ken versuchte, aber positiv empfand ich — gegenüber heute — daß ALLE  Kirchen staatlicherseits zentral informiert, zu bestimmten Anlässen  eingeladen und gehört wurden.  Heute müssen sich die Freikirchen Gehör verschaffen; denn der Staat  denkt bei ‚Kirchen‘ nur an die beiden großen Kirchen ...“  Die Haltung und Einstellung der Adventgemeinde — in Bejahung und kri-  tischer Distanz — faßt eine Arbeitsgruppe während der Verbandskonferenz  in Leipzig 1977 in einer Empfehlung unter dem Titel „Der Adventist und  die Gesellschaft“ zusammen, die dem StKf. ausgehändigt wurde*”:  „Als Siebenten-Tags-Adventisten in der DDR sind wir Glieder der Ge-  meinde Jesu Christi und zugleich Bürger des sozialistischen Staates.  Beiden Lebensbereichen gilt es, in der Verantwortung vor Gott und ge-  leitet vom Heiligen Geist gerecht zu werden. Wir wollen unseren Platz  in der sozialistischen Gesellschaft einnehmen und unseren Beitrag zum  Wohl des Ganzen leisten. Wir sind bereit, Mitverantwortung zu tragen  für die Gesellschaft, ob im Betrieb, in der Nachbarschaft oder im  Wohnort. Adventisten sollten in ihrer Arbeit vorbildlich und gewissen-  haft sein, sollten herausragen in Gemeinsinn und Hilfsbereitschaft.  Nichts wäre unheilvoller, als wenn wir uns aus falsch verstandener  Frömmigkeit oder gar Eigennutz isolierten. Nur im Alltag, in der ge-  meinsamen Arbeit und im Zusammenleben mit unserer nichtchristli-  chen Umwelt, können wir unser Christsein glaubhaft machen. Nur als  Christen in der Welt können wir das Evangelium mit Worten weitersa-  gen, die der Welt verständlich sind. Gott hat uns in dieses Land ge-  stellt; hier haben wir unseren Auftrag: die Christusbotschaft zu bezeu-  gen. In der Nachfolge unseres Herrn wollen wir froh und zuversicht-  lich unsere Umwelt auf den Kommenden hinweisen.  Nach dem Zeugnis der Bibel ist es normal und förderlich, wenn das  Verhältnis zwischen beiden Anspruchsbereichen — dem Gottes und dem  der Gesellschaft — nicht problemlos ist. Das führt uns zum Gebet und  schenkt uns Glaubenserfahrung. Siebenten-Tags-Adventisten haben nie  ein Hehl daraus gemacht, daß auch für sie das Apostelwort gilt: ‘Man  muß Gott mehr gehorchen denn den Menschen’ (Apg 29) (Verf.: ge-  meint ist Apg 5,29). Gott segne alle Bemühungen, die dem Frieden die-  nen!“  %3 8 An 24  5 Enquete-Kommission S. 982.  290i ß

Die Haltung und Einstellung der Adventgemeinde in ejahung und krı-
tischer Dıstanz faßt eıne Arbeıitsgruppe während der Verbandskonferenz
In Leipzıg 1977 in eıner Empfehlung unter dem ıte ‚„Der Adventist und
die Gesellschaft‘ Indıe dem StKf. ausgehändigt wurde”

Als Sziebenten- Tags-Adventisten IN der DDR SInd WIFr Glieder der (re-
meinde esu Christi un zugleich Bürger des sozialistischen Staates.
Beiden Lebensbereichen gilt e 9 In der Verantwortung VOr oltt und g_
leitet VOM eiligen (Greist gerecht werden. Wir wollen unseren alz
INn der sozialistischen Gesellschaft einnehmen un uNnseren Beitrag ZU.:  S

Wohl des Ganzen eisten. Wir Sind bereilt, Mitverantwortung e
für die Gesellschaft, ob IM Betrieb, IN der Nachbarschaft der ImM
Wohnort Adventisten ollten IN ihrer Arbeit vorbildlich und gewissen-
haft SEeIN, sollten herausragen IN (Jemeinsinn un Hilfsbereitschaft.
Nichts ware unheilvoller, als Wenn WIr UNS a”dus falsch verstandener
Frömmigkeit der Ur Eigennutz isolierten. Nur IM Alltag, In der g_
meiInsamen Arbeit Un IM Zusammenlebhen mıt unserer nichtchristli-
chen Umwelt, können WIFr Christsein glaubhaft machen. Nur als
Yıstien IN der Wellt können WIr das Evangelium mılt Worten welltersa-
SCH, die der Welt verständlich $ind. (rott hat UuNs In dieses Land g..
tellt; er en WIF UNSseren Auftrag die Christusbotschaft hezeu-
scH In der Nachfolge Herrn wollen WIF froh und zuversicht-
lich uUNSsere [/mwellt auf den Kommenden hinweisen.
'ach em ZeugZ2nis der Bibel 1st normal und förderlich, Wenn das
Verhältnis zwischen heiden Anspruchsbereichen dem Grottes und dem
der Gesellschaft nicht problemlos ISL. Das führt UNSs ZU Gebet und
chenkt UNS Glaubenserfahrung. Siebenten-Tags-Adventisten haben nıe
erın Hehl daraus gemacht, daß auch für SIEe das Apostelwort gilt. ‘Man
muß oltt mehr gehorchen enn den Menschen’ (Apg 29) (Verf. g_
meıint Ist Apg :ott SECHNE alle Bemühungen, die dem Frieden die-
nen!‘

Anm
Enquete-Kommissıion 9872
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Anlage
Strukturstrang der kirchenpolıtischen „Strategie der

afel 1

Hauptamtlıcher Apparat
des ZK

Arbeitsgruppe KirchenfragenE  des Z]  Arbeitsgrupp  Milflslcrrat
Miniıstermum
des In

BezirksleitungDienststelle des Slfluluek?'ctäs77  für Kirchenfragen der SED

des M{ISBezirksvcrw%ng  des MfS der

Vorsitzender

Abteilung
aal htE N n  MG P  Äbleilung  /  |  \  Staat + Recht  EVors

e E E E E  Kreisdienststelle des A  S  Stadtletadtleitungi  Stadtleitung -  ;  der SED  OEAbi  ng XX N
der """" n E

berbürgermeister  b ]"\ B eg , E D  S Lteilvertreter InneresC N DE
AbteilungA T TE irchenfragen

'aal cchtAbteilung  _ Staat + Recht  A
des Stadtbezirkes

(  U {adtbezirksbül  ‚erme! D  EL A| Stadtbezirksbürgermeiste:""""""""  O Stellvertreter Inneres

bn
Koordinator

Mıtarbeiter für Kirchenfragen

Zentrali  erte truktur Durchsetzung der kirchenpolitischen  ar „Stra  ‚xq der SED
anhand Strukturstranges) Oktober 989
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Anlage
Die Vereinigungsvorsteher bzw Präsıdenten der Gemeinschaft der SIA
in der DDR

Michae!l Budnick bis 954

ambroc bis 961

alter FEberhardt bIıs 968 (kommissarısch bis
anfTre: Böttcher bıs 987)

Lothar Reıiche bIs 997
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